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Der Heimatdienft 


Der Zwiſchenbericht des Neparationsagenten 
vom 7. Juni 1928. 


Die Politik des Reparationsagenten tritt aus feinen jüngſten 
Dokumenten mit immer größerer Klarheit hervor. Wenn man ſich 
früher fragte, welches ſein eigentliches Ziel ſei und warum er dieſe 
oder jene Maßnahmen kritiſch behandelte, jo können ſeit feinem 
Oktobermemorandum, dem Jahresbericht vom Dezember 1927 und 
dem jetzigen Zwiſchenbericht, ſolche Zweifel fo gut wie befeitigt 
elten. 


Seit Inkrafttreten des Londoner Abkommens bildet die Richt« 
ſchnur für Handeln und Einſtellung des Agenten das Inſtrument, 
das ihn ſchuf, der Dawesplan. Man hat einer zu peinlichen Hand» 
habung der einzelnen Gedanken und Empfehlungen der Sachver- 
ſtändigen gegenüber vielfach den Vorwurf der Einſeitigkeit und des 
mangelnden Verſtändniſſes für innerdeutſche und allgemeinere Fragen 
erhoben, dabei aber häufig vergeſſen, daß der Dawesplan nun ein⸗ 
mal ein internationales Vertragswerk geworden iſt, daß jedenfalls 
ſolange Bindungen für Deutſchland darſtellt, als es nicht — wiederum 
durch internationale Abmachungen — geändert wird. Der Dawesplan 
fieht nun vor, daß wir feſt umriſſene Jahresleiſtungen, die bis auf 
2% Milliarden ſteigen, aufbringen müſſen, und ſchafft hierfür ein 
Netz waſſerdichter Sicherungen (bis auf die Leiſtung von 290 Mil⸗ 
lionen aus der Beförderungsſteuer, für die es an einer ſolchen Siche⸗ 
rung fehlt). Die Politik des Agenten war nun zunächſt darauf ge⸗ 
richtet, dieſe Leiſtungen auf die Dauer ſicherzuſtellen und alle Maß⸗ 
nahmen zu bekämpfen, die dieſes Ziel beeinträchtigten. Er tat dies 
teils unmittelbar, wie bei den Überweiſungen der vom Keich er- 
hobenen Steuern auf die Länder und Gemeinden (Finanzausgleich) 
und den Ausgaben des außerordentlichen Etats, teils mittelbar, wie 
bei den Gehalts⸗ und Lohnerhöhungen; vielfach beſchränkte er ſich 
aber auch darauf, die allgemeinen Ergebniſſe der deutſchen 
Haushaltspolitik anzugreifen. — Der Dawesplan ſieht weiter vor, daß 
das Transfer-Komitee von den aufgebrachten Beträgen die größt⸗ 
mögliche Summe transferieren ſoll und zwar bis zu dem Um⸗ 
fange, wie ihn die Deviſenlage zuläßt. Der Agent führt 
dieſe Dorfchrift mit der gleichen Konfequenz durch und wendet ſich 
daher gegen Maßnahmen, wie die Anhäufung öffentlicher Auslands⸗ 
ſchulden, deren Zinjendienft mit den Transfers kollidieren könnte, 
ohne einſtweilen dem weiteren Grundgedanken der Sachverſtändigen, 
daß die Transfers auf die Dauer aus echten Überſchüſſen der deutſchen 
Wirtſchaft ſtammen ſollen, irgendwie zur praktiſchen Anwendung 
zu verhelfen. x 

Wenn man bedenkt, daß — wie der Agent ſelbſt betont — der 
Plan nicht Selbſtzweck iſt, ſondern eigentlich erſt die rechte Probe 
aufs Exempel ſelbſt vorſtellen ſoll, jo möchte man in dieſer Hand⸗ 
habung allerdings ſtarke Einſeitigkeit vermuten. Denn der Effekt 
unſerer Anſtrengungen bezüglich der Aufbringung und unſeres 
loyalen Stillhaltens gegenüber Transfers aus geborgt aktiver 
Sahlungsbilanz ſollte doch unmöglich der fein, daß uns nun einfach 
50 Jahre oder mehr die gleichen Leiſtungen auferlegt werden und daß 
der Transfer in gleichem Umfange fortgeſetzt wird. Das iſt aber 
auch anſcheinend nicht die Abſicht des Agenten. Der Agent drängt 
vielmehr, wie ſein letzter Jahresbericht erkennen ließ, auf ſchleunige 
vernünftige Endregelung der Reparationsfrage. den Grund hierfür 
wird man mit darin zu fuchen haben, daß es dem Transfer-Komtitee 
infolge des unerwartet hohen Fufluſſes von Auslandskapital nicht 
möglich war und bis auf weiteres auch nicht möglich ſein wird, die 
praktiſche Erprobung der deutſchen Leiſtungsfähigkeit von der 
Transferfeite her durchzuführen. So, wie die Dinge ſich — wider 
Erwarten der Sachverſtändigen — nun einmal entwickelt haben, 
wird man deutſcherſeits dieſem Drängen keinen Widerſtand ent⸗ 
gegenſetzen wollen. Welches unſer Intereſſe und unſer Verlangen 
dabei ſein muß, iſt klar und liegt in der Richtung des erwähnten 
Grundgedankens des Dawesplans, der bisher noch keine praktiſche 
Anwendung gefunden hat. 

Bei der Einſtellung des Agenten zu den Einzelproblemen der 
Gegenwart muß man ferner berückſichtigen, daß er als Amerikaner 
die Idee einer völlig freien Wirtſchaft vertritt, alſo unſeren An« 
ſchauungen von der Führerrolle des Staates und der Bindung des 
Privateigentums innerlich nicht ſo nahe ſteht, und daß er nament⸗ 
lich die allgemeine Wirtſchaftspolitik vom Standpunkt der Kapital- 
rente her zu betrachten gewöhnt iſt. 

Der gegenwärtige Bericht enthält die folgerichtige Fort⸗ 
ſetzung dieſer letzthin deutlicher in Erſcheinung getretenen Politik. 
Er unterſtreicht die Forderung nach einer Endregelung an 
drei Stellen, und zwar bei der Behandlung der Finanzlage der 
Reichsbahn, bei dem Kapitel Anleihepolitik und in feinen Schluß⸗ 
worten. Je höher unſere kommerzielle Auslandsſchuld wüchſe, deſto 
dringender würde der Anleihegeber nach der endgültigen Feſtſetzung 
der deutſchen Reparationsleiſtungen verlangen. Erfolge dies nicht 
in abſehbarer Zeit, jo würde ſich das Auslandskapital von Deutſch⸗ 
land abwenden und zum mindeſten fo hohe Sinſen verlangen, wie 
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das damit verbundene Riſiko erfordere. Das im Intereſſe des deut⸗ 
ſchen, aber auch des allgemeinen europäiſchen Wiederaufbaus gelegene 
fundamentale Problem beſtünde in dieſer endgültigen alsbaldigen 
Feſtſetzung, die durch gegenſeitige Vereinbarung zuſtande kommen 
müſſe. Der Agent deutet diesmal auch offen an, wie er ſich die 
Löſung denkt. „Die 11 Milliarden Eiſenbahnobligationen bilden eine 
der grundlegendſten Sicherheiten für die Abtragung der deutſchen 
Reparationsverpflichtungen und eins der wichtigſten Ele⸗ 
mente bei jedweder endgültigen Regelung des 
Reparationsproblems.“ 

Um dieſes Siel, nämlich die Unterbringung der Obligationen 
auf dem Weltmarkt, nicht zu beeinträchtigen, fordert er in erſter 
Linie, daß das Vertrauen des Auslandskapitals erhalten bleibt; es 
iſt klar, daß zu einer ſo rieſigen Finanzaktion ein auf Tatſachen be⸗ 
gründetes Vertrauen größten Ausmaßes gehört. Er fordert zu dieſem 
Swecke bei dem zunächſt für die Mobiliſierung der Obligation in 
Frage kommenden Objekt, der Reichsbahn, daß ihre Finanzen in ge⸗ 
ſunder Derfaffung erhalten bleiben (womit heute die Tariferhöhung 
gemeint ſein dürfte) und daß ſie nicht nur mit der Schuldenaufnahme 
zurückhaltend ſei, ſondern ſogar von ausländiſcher Kapitalbean- 
ſpruchung ganz abſähe. 

Auch die Ermahnungen an die öffentlichen und halböffentlichen 
Körperfchaften und Unternehmungen im Sinne größerer Bejchrän- 
kungen der Ausgaben und Anleihen werden nicht ſo ſehr unter dem 
Geſichtspunkt, die Reparationsleiſtungen und ⸗transfers in ihrer 
jetzigen Höhe dauernd ſicherzuſtellen, als vielmehr im Hinblick darauf 
zu verſtehen fein, auf alle Fälle die Placierung der Obligationen zu 
ermöglichen. Es iſt klar, daß die ausländiſchen Bankiers, die dieſe 
Transaktion durchführen ſollen, mehr als irgendein anderer fragen 
werden, welches Deutſchlands private Schuldenlaſt gegenüber dem 
Ausland iſt, wie hoch die ſonſtigen politiſchen Schulden ſind und 
welche Ausfichten unſere Fahlungsbilanz bietet. Will man deutſcher⸗ 
ſeits den Mobiliſierungsgedanken fördern, ſo kann man ihn 
natürlich nicht dadurch von vornherein gefährden, daß gerade die 
öffentlichen Körperſchaften (Reich, Länder und Gemeinden) zu einer 
übermäßigen Auslandsverſchuldung am meiſten beitragen. Ob die 
Einſtellung der Bankiers hierbei eine richtige oder falſche ſein wird, 
ſteht dann nicht zur Diskuſſion. Deutſchlands Haltung wird ent⸗ 
ſcheidend davon beeinflußt werden, ob es zu einer baldigen End⸗ 
regelung auf einer für unſere Begriffe vernünftigen Baſis 
kommt. Bei längerer Fortdauer des gegenwärtigen Zuſtandes könnte 
es ſich aber als zwecklos erweiſen, den Riemen an einer — womöglich 
falſchen — Stelle zu eng zu ſchnallen, wenn auch Selbſtzucht ſtets in 
unſerem Intereſſe liegen wird. 

Wie der Agent ſchon in ſeinem Memorandum aus führte, iſt es 
falſch, lediglich eine Seite des Problems — Verbot gewiſſer Aus- 
landsanleihen — zu behandeln, ohne ſich um die andere, nämlich 
die Ausgabewirtſchaft und die Inanſpruchnahme des Inlandskapital⸗ 
marktes zu kümmern. Bezüglich der Ausgabewirtſchaft regiſtriert 
er gewiſſe Beſſerungen; das Reich habe die verantwortliche Führer⸗ 
ſchaft übernommen. Auf dem Inlandskapitalmarkt dagegen hätten 
ſich „wenig vorausſchauende Finanzierungsmethoden“ herausgebildet, 
die eine ſchwere Zukunftslaſt und eine allgemeine Kreditverteuerung 
nach ſich zogen. 

Die Kritik der Finanzgebarung des Reiches iſt er 
heblich freundlicher geworden. Der Agent unterſtreicht eine Reihe 
wichtiger Fortſchritte, namentlich die Droſſelung außerordentlicher 
ungedeckter Ausgaben, Schaffung größerer Etatflarheit (Beſeitigung 
des Kriegslaſtenetats) und Publizität (Ausbau der Statiſtik). Auf 
der anderen Seite weiſt er auf ſchwierige noch offene Fragen hin, 
vor allem auf die Deckung des übernommenen defizits des außer⸗ 
ordentlichen Etats von 622 Millionen und die Regelung des Finanz⸗ 
ausgleichs. Im letzten Falle ſchwebt ihm augenſcheinlich eine Be⸗ 
ſchränkung der Länder und Gemeinden auf feſte Steuereinahmen, 
und zwar ſolcher Art vor, die nicht konjunkturempfindlich ſind. 
Das Verlangen nach Löſung des Finanzausgleichsproblems wird in 
Deutſchland von vielen geteilt; immerhin gewinnt es bei näherer 
Betrachtung den Anſchein, daß wir uns hierbei ohne Kenntnis 
unferer endgültigen Reparationsverpflichtungen in einem eireulus 
vitiosus befinden. 

Selbſtverſtändlich widmet der Agent auch dem eigentlichen Kern- 
problem der Gegenwart und der grundlegenden Dorausſetzung der 
Abtragung unſerer politiſchen Schuld, der Aktivierung unſerer 
Sahlungsbilanz, feine Aufmerkſamkeit. Er kritiſiert aus dieſem 
Grunde die Entwicklung der Gehälter und Löhne und die Preis- 
fteigerung wichtiger Rohſtoffe und Waren, die er als Folge jener an⸗ 
fieht; dabei ſetzt er ſich allerdings in gewiſſen Widerſpruch mit feiner 
Haltung in der Tariffrage. Der Agent hat zwar ſeit jeher die Erhöhung 
der Löhne als Mittel zur Hebung der Kaufkraft betrachtet. Er hat 
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aber ſchon in feinem Oktobermemorandum ki in dem 
Sinne gemacht, daß die Erhöhungen das Ergebnis verbe ſſerter oder 
zuſätzlicher Produktion ſein müßten. In der Ausweitung der Pro- 
duktion des letzten Jahres ſieht er anſcheinend keine Lage, die dieſen 
Bedingungen entſpräche. Er ſchreibt den Anleihen, die er zur Zeit 
befämpft, beherrfchenden Einfluß auf die Konjunktur zu. Er über⸗ 
ſieht aber anſcheinend, daß Löhne ſich automatiſch dem Erpanfions- 
prozeß anpaſſen, ſei er echt oder nicht. der Agent kennzeichnet die, 
wenn auch recht langſame Beſſerung der Aftivfeite unſerer Han» 
delsbilanz als erfreulichen Kortichritt. Er behandelt aber 


— wie bisher — den hierfür entſcheidendſten Faktor ſtiefmütterlich: 
Eine durchgreifende Beſſerung unſerer Lage kann nur dann erzielt 
werden, wenn die Gläubigerländer Deutſchlands ‚sich entſchließen, 
Deutſchland die Möglichkeit, ſeine Schulden in Waren und 
Dienſten abzutragen, in vermehrtem Umfange zu geben. Der Agent 
iſt ſich hierüber klar, vermeidet aber einen ausdrücklichen Appell an 
die zuſtändige Adreſſe. Das Problem bleibt für die Gläubiger 
Deutſchlands trotzdem noch heute, kraß ausgedrückt, wie 1924: Re- 
parationen und Abſatzmärkte, oder Hochſchützzoll und Verzicht auf 
Reparationen. 


Die Frauen im neuen Reichstag. 


Don Adele Schreiber, M. d. KR. 


In den erſten Jahren der Republik ſchienen ausländiſchen Be- 
ſuchern der Keichshauptſtadt die weiblichen Parlamentarier eine der 
größten Sehenswürdigkeiten des neuen Deutſchlands, eines der ein- 
druckvollſten Bilder einſchneidender Wandlungen. 

„Ach, bitte geben Sie uns die Möglichkeit die Frauen im Keichs⸗ 
tag ſitzen zu ſehen“ — das war beſonders die Bitte aller Amerikane⸗ 
rinnen und die Neugier war deshalb fo ſtark, weil noch im Ausland 
die Meinung herrſchte, deutſche Frauen ſeien nur ſachverſtändig im 
Hinblick auf Küche und Kinder. Fuerſt konnte man's nicht verſtehen, 
daß ſie ſich nun über Nacht auf politiſchem Gebiet bewährten, bis 
man begriff, daß die landläufige Auslandsmeinung auf Irrtum be⸗ 
ruht hatte und daß nun ſtarke Kräfte, lange gebunden, frei geworden 
waren zu wirken. 

Seither hat ſich das Staunen gelegt. Kaſch wurde weibliche 
Mitarbeit im Parlament, wie an allen ihr neu geöffneten Stellen 
Selbſtverſtändlichkeit — das beite Lob, das man ihr ſpenden kann. 

5 Parteien, die ehedem Schlimntftes von politiſcher Frauentätigkeit 
befürchteten, werden heute nicht mehr gerne an ihre Kafjandrarufe 
erinnert, ja ſeltſamerweiſe ſind es vielfach die einſtigen Schwarz⸗ 
maler, die jetzt leicht, in den gegenteiligen Fehler verfallend, bitter 
enttäuſcht darüber klagen, daß nach „ſchon“ neunjährigem Frauen- 
ſtimmrecht das parlamentariſche geben immer noch vielerlei Mängel 
aufweiſe. Schmeichelhafter Wunderglaube ſcheint anzunehmen, 
daß die in den verſchiedenen Reichstagen jeweils 6 bis 7 v. H. be ⸗ 
tragenden Frauen eine geradezu fabelhafte Wirkung ausüben würden. 

Wer beſcheidenerweiſe keine Wunder erwartet, kann befriedigt 
feitftellen, daß die je 6 Frauen auf 100 Abgeordnete weit mehr 
als dieſem Anteil entſpricht geleiſtet haben. die Chronik ihrer 
Arbeit hat Regine deutſſch ſeit den Tagen der National- 
verſammlung in 5 Brojhüren*) gewiſſenhaft und völlig objektiv 
regiſtriert, und dieſe Deröffentlichungen beweiſen, daß die Parla- 
mentarierinnen fleißig und mit großer Sachlchkeit gearbeitet haben, 
daß ſie, obwohl es ihnen keineswegs an Temperament gebricht, 
gute Difzipfin im Rahmen parlamentarifcher Formen hielten, mit 
einer einzigen Ausnahme, niemals an dem mitunter unwürdigen 
Ton im „Hohen Hauſe“ beteiligt waren und dem Präſidenten keinen 
Anlaß zum Einſchreiten gaben. 

In den neuen Reichstag zogen wieder 55 Frauen, alſo auch dies- 
mal 6 oder genauer gerechnet 6,6 v. H. der Abgeordneten ein. 24, dem 
abgelaufenen Reichstag angehörend, wurden wiedergewählt, 9 neu» 
gewählt, darunter eine, die dem Reichstag 1920/24 angehört hat, und 
zwei bisherige Mitglieder des Preußiſchen Landtags. 

Die Aufrechterhaltung der alten Mandatszahl iſt auf einen Zu- 
wachs von 5 Mandaten bei der Sozialdemokratiſchen Fraktion zu⸗ 
rückzuführen; dieſe zählte im letzten Reichstag 15 Frauen unter 151, 
jetzt 20 Frauen unter 152 Mitgliedern. Eine ihrer Abgeordneten 
des letzten Reichstags iſt ausgeſchieden, dafür ſind 6 neu eingetreten. 
Die Demokraten haben in ihrer auf 21 Mitglieder verkleinerten Frak⸗ 
tion ihre beiden bisherigen Vertreterinnen Frau Miniſterialrat 
Bäumer und Dr. Marie Elijabeth Lüders behalten; 
ebenſo hat die Baperiſche Volkspartei ihre langjährige Abgeordnete 
Frau Lang-Brumann, deren Wahl zuerſt zweifelhaft war, 
durchgebracht, und das Zentrum behielt gleichfalls ſeine 5 bisherigen 
Abgeordneten, Chriſtine Teuſch, Frau Minſterialrat 
Weber und die ꝛajährige, unermüdliche Derfechterin ſozialer Ar⸗ 
beit, Frau Agnes Neuhaus. Unter ſeinen 62 Mandaten 
bilden die Frauen immerhin noch nicht 5 v. ). Die Deutſche Volks⸗ 
partei weiſt unter 44 Mitgliedern 2 Frauen auf, die bisherige Par⸗ 
lamentarierin Dr. Matz f 8 
Klara Mende als neues Mitglied Frau Dr. phil. Kertwig- 
Bünger, ehemals Mitglied des Sächſiſchen Landtages. Bei den 
Kommuniſten finden wir unter 56 Abgeordneten nur 3 Frauen, 
darunter als wiedergewählt die 71jäbrige revolutionäre Kämpferin 
Clara Fetkin. Am ſtärkſten find die Derlufte der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei, die im letzten Reichtag unter 109 Mit⸗ 
gliedern 5 Frauen zählte, gegenwärtig unter 75 nur 2, von denen 
Frau Müller⸗ Otfried, Vorſitzende des Evangeliſchen Frauen- 


*) „Die Tat der Frau in der Nationalverſammlung.“ „Parlamentariſche 
Frauenarbeit“ I u. II, Verlag Herbig, Berlin. 


und an Stelle der ausgeſchiedenen Frau 


bundes, ſeit 1920 dem Reichstag angehört, während die Studienrätin 
Anna-Grete Lehmann bisher im Landtag wirkte. 

Die Wirtſchaftspartei, die Nationalſozialiſten und Deutſchvöl⸗ 
kiſchen ſowie ſonſtige Splitterparteien haben überhaupt keine Frauen 
aufgeſtellt. 

Es ſtehen ſomit 20 Parlamentarierinnen der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion Is aller ſonſtigen Parteien gegenüber. Unter den 
Sozialdemokratinnen, die hier nicht alle namentlich aufgeführt werden 
können, ſtehen eine Anzahl ſchon ſeit der Nationalverſammlung im 
parlamentariſchen Leben, jo Clara Bohm Schuch, Marie 
Juchacz, £uife Schröder, Johanna Reitze, unter den 
neu eingetretenen jet beſonders Dr. Anna siemſſen, Gberſchulrat 
im Warteſtand und Honorarprofeſſor der Univerſität Jena, erwähnt. 


Obwohl unſere Derfaffung das paſſive Wahlrecht auf das voll⸗ 
endete 25. Lebensjahr feſtgeſetzt hat, wird von dieſer Vergünſtigung 
nur ſelten Gebrauch gemacht, da man im allgemeinen Lebenserfah⸗ 
rung und Reife von den Parlamentsvertretern beider Geſchlechter 
fordert. Jugend, mit all ihren Vorzügen und Schwächen, iſt ſomit 
nicht das weſentlichſte Merkmal der Parlamentarierinnen. Von den 
55 Frauen befinden ſich 7 im Alter von 54 bis 40 Jahren, 3 im 
Alter von 40 bis 45 Jahren, 8 zwiſchen 45 und 50, 11 zwiſchen 50 
und 57, je eine iſt 65, 71 und 74 Jahre alt. 

Dem £ehrerinnenberuf in feinen verſchiedenen Spielarten ent; 
ſtammt die größte Fahl der weiblichen Abgeordneten, nicht wenige 
als 13 find längere oder kürzere Zeit pädagogiſch tätig geweſen. Im 
übrigen finden wir verſchiedenſte Berufsherkunft, eine Arztin, meh⸗ 
rere kaufmänniſche Angeſtellte, Gewerkſchaftsſekretärinnen, Schrift⸗ 
ſtellerinnen und Journaliſtinnen, Arbeiterinnen, Hausfrauen, 

Dieſe Vielfältigkeit von Herkunft und Vorkenntniſſen kommt, 
wie auch die bisherige parlamentariſche Frauenarbeit beweiſt, der 
Volksvertretung zugute. Noch iſt die Zeit für abſchließende Urteile 
zu kurz und noch werden die Frauen von ihren Fraktionen vielfach 
nicht nach dem Geſichtspunkt individueller Befähigung, ſondern 
im Sinne der noch nicht überwundenen Anſchauungen „über 
eigentliche Frauenaufgaben“ verwendet. Demzufolge iſt ihre Beteili⸗ 
gung, z. B. an der Außenpolitik noch verſchwindend, obwohl ſicher⸗ 
lich manche der Frauen hierfür Derftändnis und Befähigung hat. 
Hingegen haben ſich ſchon jetzt weibliche Abgeordnete durchgeſetzt auf 
Gebieten, die man ihnen anfangs nicht zutraute, wie Handels» 
abkommen, Sollverträge, Schiffahrts⸗ und Steuerfragen, Wirtſchafts⸗ 
politik, Kandwirtichaft uſw. 

Beſonders erfolgreich haben Frauen auf dem umfaſſenden Ge⸗ 
biet der Sozialpolitik (es ſei hier auf das Jugendwohlfahrtsgeſetz 
hingewieſen), der Bevölkerungspolitik (hierher gehört auch das as 
zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten), in Fragen des Erzie- 
hungsweſens und der Strafrechtsreform gewirkt. 

Auch die Arbeit im neuen Reichstag wird im weſentlichen dieſen 
Einien folgen, unter den 8 neu Eingetretenen entſtammen 5 dem 
Lehrberuf (5 Sozialdemokratinnen, je eine der Deutſchnationalen und 
der Deutſchen Volkspartei; einige der diesmal neu Gewählten haben 
ſich als Sachverſtändige auf dem Gebiete des Schul- und Erziehungs⸗ 
weſens, andere auf dem Gebiete des Schutzes von Mutter und Kind, 
der Ehe⸗ und Sexualreform einen angeſehenen Namen gemacht, fo 
daß ihre Wahl mehr als einen bloßen Zuwachs an Fahl bedeutet. 
Wie bisher werden auch weiterhin die weiblichen Abgeordneten 
in erſter Linie die Anſchauungen ihrer Parteien vertreten. Die etwas 
weltfremde Idee, daß ſich „eine Frauenpartei“ bilden könne, hat 
keinerlei Ausſichten auf Verwirklichung — dennoch gab es in der 
Geſchichte der verfloſſenen Reichstage 0 — — Augenblicke, wo über 
Parteitrennungen hinweg eine gewifle Solidarität weiblichen Stand- 
punktes ſich fühlbar machte — zum Beſten der Jugend, zum Beſten 
ſozialer Beſtrebungen. Möge es im neuen Reichstag häufiger ge⸗ 
lingen, Frauenkräfte zuſammenzufaſſen für Forderungen der Renſch⸗ 
Fi und Gerechtigkeit, für Völkerverſtändigung und Volkswohl⸗ 
ahr 
2 Dahin zu wirken iſt Frauenaufgabe auch im Rahmen der 
eigenen Parteien, eine Aufgabe, deren Löſung um ſo verdienſtlicher 
iſt, je größer die zu überwindenden Widerſtände find, 
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Don Heinrich Löffler, 


Die Erzeugung des deutſchen ä bewegte ſich 1927 
in Kekordziffern. Innerhalb der jetzigen Staatsgrenzen und ohne 
das Saargebiet wurden in Millionen Tonnen produziert: 


— — —— t. —— un. 
Brauntohlen- 
Jahr | Steinkohle | Koks | Braunkohle | Brikette 


1918 140,75 31,66 87,22 21,50 
1925 132,72 26,81 139,79 33,63 
1922 145,36 26,25 139,87 34,35 
1927 153,59 32,35 150,55 36,46 


Die Steintohlenförderung ift in 1927 um 12,84 Mill. 
To. = 9,85 v. J. gegen 1915 geſtiegen. Die Kofsproduftion 
hat ſich nur gering erhöht. Gegen die letzten Vorjahre ift aber auch 
bei dieſem Produkt eine Steigerung von über 6 Mill. To. feſtzuſtellen. 
Dieſe Tatſache deutet auf die durchaus gute Konjunktur in der Eifen- 
induſtrie hin, denn ſie iſt der hauptſächlichſte Koksverbraucher. Ge⸗ 
waltig iſt aber die Produktionsſteigerung beim Braunkohlen⸗ 
berabau. Bei der Rohbraunfohle betrug fie in 1927 gegen das 
letzte volle Vorkriegsjahr 65,55 Mill. To. = 72,6 v. H. und bei der 
Braunkohlenbriketterzeugung 14,96 Mill. To. = 69,58 v. B. Der 
bereits nach kurzer Kriegsdauer einſetzende und ſich dann immer 
weiter ſteigernde und auch nach ſeinem Abſchluß noch über fünf 
Jahre anhaltende Brennſtoffmangel war dem Aufſtieg des Braun⸗ 
kohlenbergbaus ſehr günſtig. Rechnet man die Menge der gewonnenen 
Rohbraunfohle nach dem Heizwert auf Steinkohle um (2% To. Roh⸗ 
braunkohle = 1 To. Steinkohle), dann ſtellt ſich die Kohlengewinnung 
in 1927 auf 215,8 Mill. To. gegen 175,6 Mill. in 1913. 


Die Förderung der einzelnen Steinkohlen⸗ 
reviere nahm folgende Entwicklung in Mill. Tonnen: 


Jahr Rubreevier Wellen Wee Aachen | Sachſen lasen 
1913... 11918 11,09 5,82 3,26 5,44 1,23 
1925 ...| 104,10 14,27 5,56 3,54 3,85 121 
1926 ....| 112,11 17,46 5,58 4,62 41% 151 
1927 2... | 118,02 19,37 5,84 5,02 4,02 131 


Im Ruhrrevier wurde 1927 erſtmalig die Förderung von 1915 
überſchritten. Dies würde auch ſchon früher der Fall geweſen ſein, 
wenn die Kohlengewinnung infolge Abſatzſtockungen nicht bewußt 
eingeſchränkt worden wäre. Recht beachtlich iſt der Aufſtieg in den 
Grenzbergbaubezirken Aachen und Gberſchleſien. Im Aachener Bezirk 
beträgt der Förderaufſtieg gegen 1915 rund 54 v. H. Das iſt be- 
ſonders beachtlich, weil gerade dieſer Bergbaubezirk ſeine Produktion 
nur unter ſchärfſten Konkurrenzkämpfen abſetzen kann. Sehr groß 
iſt die Mehrförderung gegen 1913 in Weſtoberſchleſien. Sie beträgt 
8,28 Mill. To. = 74,6 v. H. 


Ein Teil der Steinkohle wird auf dem Wege der trockenen De- 
ſtillation zu Koks verarbeitet. In dieſer Form löſte die Steinkohle 
einſt die Holzkohle bei der Eiſenverhüttung ab. Die Kofs- 
gewinnung in den einzelnen Bergwerksrevieren betrug in 
Millionen Tonnen: 


— ſchleſlen 


Nieder- 


ſchleſten | Aachen | Sachſen ſachſen 


ſachſen 


Jahr 


1913 24,232 1,056 0,954 | u 0,065 — 
1925. 22,572 1,074 0,926 | 0958 | 0,197 | 0,025 
1926. 22,186 1,049 0,895 | 0,965 | 0,176 | 0,123 
1922. 22,412 1,239 0,921 | 1057 | 0,223 | 0,150 


Im Ruhrgebiet allein werden 85 v. J. der deutſchen Kofs- 
produktion erzeugt. Die Dorausfegungen für das ſtarke Übergewicht 
liegen in der ausgezeichneten Fettkohlenpartie begründet, über die 
der Ruhrbergbau verfügt. Eine bei der trockenen Dejtillation ein⸗ 
geſetzte Tonne Kohle hat ein Ausbringen von 750 bis 800 Kilo- 
gramm Kofs, 500 bis 550 Kubikmeter Gas und 50 bis 50 Kilo- 
gramm Teere, Ole und Chemikalien. Auf den großen Gasmengen⸗ 
entfall bei der Kohlenverkokung beruht das Problem der Gasfern⸗ 
EEE ae deſſen Siel es tft, die entſtehenden Gaſe zur zwed- 
mäßigſten Verwendung zu bringen. In Ermangelung einer anderen 
Verwendung werden fie jetzt unter den Kofsöfen verbrannt, wo 
minderwertigere Brennſtoffe denſelben Zwed erfüllen könnten. Das 
Problem der Gasfernverſorgung iſt jetzt noch ſehr umſtritten, aber 
es wird gelöſt werden müſſen. Ein weit über die Verkokung hinaus⸗ 
gehendes Ziel der Kohlenveredelung iſt die ſynthetiſche l- und 
flüſſige Kraftſtoffgewinnung. Auf dieſem ſchon bereits beſchrittenen 
Weg weiterzugeben iſt nicht nur für den deutſchen Bergbau von 
zwingender Notwendigkeit, ſondern auch für die geſamte Wirtſchaft 
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von allerhöchſter Bedeutung, denn die Zahlen über die Gl und 
flüſſige Kraftſtoffeinfuhr in der Handelsbilanz des Deutſchen Reiches 
reden eine deutliche Sprache. 


Die Produftionsfteigerung bei der Kohlen ⸗ 
gewinnung iſt nicht etwa auf eine erhöhte Fahl beſchäftigter 
Arbeiter zurückzuführen, ſondern auf die weſentlich ge⸗ 
ſteigerte Arbeitsintenſität und die durchgeführten 
Rationaliſierungsmaßnahmen. die Zahl der be- 
ſchäftigten Arbeiter iſt, abgeſehen von den Bezirken Aachen und 
Gberſchleſien, ſtark rückläufig geweſen. In den einzelnen Steinkohlen⸗ 
revieren waren Arbeiter beſchäftigt: 


Ober- 
ſchleſien 


Nieder 
ſchleſien 


Nieder- 
ſachſen 


Jahr 


Ruhrrevier | | Aachen Sachſen 


1913. 390647 | 31739 | 22 290 | 13 262 | 26007 | 5 779 
1922 ....| 559900 | 48969 | 42496 | 12 666 | 37 016 | 11 466 
1925 574 371 | 42 528 | 29665 | 1s 586 | 24935 | = 41183 
1926 388 757 | 50205 | 28841 | 21 102 | 25283 | 2 238 
1927 324092 | 53243 | 26720 | 21809 | 22 121 6 285 


Seit 1922 wurden im Ruhrbergbau faſt 200 000, in Nieder- 
ſchleſien 16 200, in Sachſen 12250 und in Niederſachſen 4200 
Arbeiter abgebaut. Wenn trotzdem eine weſentliche Produktions- 
ſteigerung feſtzuſtellen iſt, dann muß ſich alſo der Fördereffekt je 
Mann und Schicht gehoben haben. Und das iſt in der Tat ſo. In 
den weſentlichſten Steinkoglenrevieren betrug der Förder anteil 
je mann und Schicht in Kilogramm: 


ee T—— ⏑ ⏑ — — — 
Jahr | Aubrrevier | Oberſchleſien Les dechen Sachſen 


8 943 1139 669 209 
28 946 1154 661 562 
1922 1114 1270 255 587 
1927 22% 1132 1 339 783 638 


Gegen 1915 weiſt der Förderanteil je Mann und Schicht fol⸗ 
gende Erhöhungen nach: im Kuhrbergbau 189 Kilogramm, in 
Deutſchoberſchleſien 200 Kilogramm und in Niederſchleſien 115 Kilo- 
gramm. Nur im Freiſtaat Sachſen iſt ein Rückgang feſtzuſtellen. 
Die großen Unterſchiede von Revier zu Revier erklären ſich aus den 
verſchiedenartigen geologiſchen Verhältniſſen. 


Die Braunkohlenförderung ſtellte ſich in den 
einzelnen Bergwerksrevieren in Millionen Tonnen: 


Mittel- 
deutſchland 


Jahr Oſtelbien Rheinland Bayern 


Diefe Sahlen offenbaren einen außerordentlich günſtigen Auf- 
ſtieg. Beſonders im Rheinland hat ſich die Förderung gegen das 
letzte Vorkriegsjahr um 120 v. . gehoben. Die Braunkohle hat 
in der Hauptſache nur binnenwirtſchaftliche Bedeutung. Sie kann 
in ihrem Urzuſtand wegen des hohen Gehaltes flüchtiger Beſtand⸗ 
teile nicht weit transportiert werden, weil das unlohnend ſein 
würde, und ſie kann vor allem nicht exportiert werden. Soweit ſie 
nicht in induſtriellen Unternehmungen verbraucht wird, die den Ge⸗ 
winnungsſtellen nahe liegen, wird ſie zu Briketten verarbeitet. In 
dieſem Zuſtand hat fie den Ruf eines beliebten und handlichen Haus⸗ 
feuerungsmittels erlangt und iſt daher zur Steinkohle in ſcharfe 
Konkurrenz getreten. Die Braunkohlenbrikettherſtel⸗ 
lung betrug in den einzelnen Revieren und in Millionen Tonnen: 


Jahr | Oftelbien | aittetpeutröst. | Rheinland | Bayern 


1913. 2,155 8,059 5,825 0,5 

1925. 11,085 15,451 8,997 0,144 
102005. 11,255 15,468 9,476 0,164 
1 en: 16701 14,514 10,396 0,191 


So offenbaren auch die Produktionszahlen aus dem Braun⸗ 
kohlenbergbau einen kräftigen Aufſtieg. Die Zahl der beſchäftigten 
Arbeiter iſt aber außerordentlich ſtark zurückgegangen. In den vor⸗ 
genannten Bezirken waren 1922 auf den Braunfohlengruben 176 500 
Arbeiter beſchäftigt. Im Dezember 1928 waren es nur 87 500, fo , 
daß ein Belegſchaftsrückgang von 50 v. 5. feſtzuſtellen iſt. Wenn 
trotzdem die Produktion anhaltend geſtiegen iſt, dann kennzeichnet 
dieſe Tatſache den Grad der Mechaniſierung und Rationaliſierung. 


Der Heimatdienft 
m Eee — ——— —-—-— 


Der deutſche Kohlenaußenhandel wird durch nadı- 
ſtehende Aufſtellung charakteriſiert. Er betrug in Millionen Tonnen: 
FFT TTTP——T—T—T—T—T—T————————————————— 


Steinkohle 


1915. . | 10,557 0,595 7,108 36,901 6,453 | 0,861 
1925. | 2,571 0,089 2,487 22,897 2,566 | 1,304 
1926.... 2,556 0,091 2,255 39,920 10,570 | 2,565 
1927.... | 4,993 | 0,222 2,807 22,629 | 8,5729 | 1,659 


die Kohleneinfuhr der letzten Jahre iſt weſentlich ge- 
ringer wie die von 1915. Unter den Ausfuhrmengen find 
auch die Reparationslieferungen auf Grund des Derfailler Der- 
trages enthalten. Daß die Ausfuhr in 1926 beſonders groß war, 
war dem ſechs Monate anhaltenden engliſchen Bergarbeiterſtreik zu⸗ 
zuſchreiben, während deſſen Dauer Deutſchland ſich als hauptfäch- 
lichſter Derforger des europäiſchen Kontinents betätigen konnte. Daß 
dann die Ausfuhr in 1927 geringer ſein würde, war vorauszuſehen, 
nachdem die engliſche Kohle wieder auf dem Weltmarkt erſcheinen 
konnte. Der Ausfuhrrückgang in 1927 gegen 1926 bietet daher keine 
Uberraſchung. 


Dias abgelaufene Jahr 1927 brachte, wie nachgewieſen wurde, 
eine ſtarke Dermehrung der Kohlenproduktion. Gegen das Dorjahr 
ſtieg auch die Einfuhr, während die Ausfuhr zurückging. Die Mehr⸗ 
dee; die ſonach Deutſchland zur Verfügung ſtanden, wurden von 

er keimiſchen Wirtſchaft aufgezehrt. Die nachfolgende Aufſtellung 
ect erſtens den monatsdurchſchnittlichen Brenn⸗ 
5 affverbrauch unter Umrechnung auf Steinkogle nach dem 

Zeizwert und zweitens den Steinkohlen verbrauch unter 
Hucückrechnung von Koks auf Steinkohle. Der deutſche Kohlen ⸗ 
verbrauch betrug in Millionen Tonnen: 


Geſamtverbrauch Steinkohlenverbrauch 
alle Brennſtoffe auf [Koks auf Steinkohle zu- 
Steinkohle umgerechnet rückgerechnet 
Monatsdurchſchnitt 1913 12,325 10,388 
5 1925 11,555 8,685 
5 1926 11,055 8,467 
„ 1927 12,809 9,956 


Gefamtverbraud Steinkohlenverbrauch 
alle Brennſtoffe auf Koks auf Steinkohle zu- 
Steinkohle umgerechnet rückgerechnet 


Januar 19229 14,042 10,59 
Februar 19229. 13,284 10,255 
März 19222. 14,265 10,944 


Dieſe Verbrauchszahlen find als ein Konjunfturbarometer zu 
werten. Sie legen Zeugnis für eine gute Wirtſchaftslage ab. Dabei 
iſt noch zu beachten, daß in der geſamten Wirtſchaft Brennſtoff er- 
ſparende Maßnahmen durchgeführt find, flüffiger Beizſtoff immer 
mehr in Verwendung genommen wird und Waſſerkräfte im Dienjt 
der Energieerzeugung ſtehen. Bei gleichen Heiz⸗ und Energieverhält⸗ 
niſſen wie 1913 würde der Kohlenverbrauch noch größer geweſen fein. 

Die Lage des deutſchen Bergbaus, von der Produktionsſeite 
aus geſehen, war durchaus befriedigend. Um die Produktion aber 
abzuſetzen, mußten große Preisopfer gebracht werden. Beſonders auf 
den Märkten, wo die Konkurrenz aufeinanderſtößt. Der engliſche 
Bergbau ſetzt nach amtlichen Reviſionsberichten ſchon ſeit 14 Jahren 
feine Kohlenproduftion, die monatlich 20 Millionen überſteigt, nur 
mit Perluſten von 1 bis 1% Schilling je Tonne ab. Dieſes Schleudern, 
um den Markt zu behaupten, hat für Deutſchland, beſonders aber 
für den Aachener und den Kuhrbergbau, in preismäßiger Binficht 
ſtarke Rückwirkungen. Der Reichskohlenverband beſtimmt und ver⸗ 
öffentlicht zwar die deutſchen Brennſtoffverkaufspreiſe; aber es ſind 
keine Mlindejt-, ſondern Höchjtpreife, die infolge heftigſter Kon⸗ 
kurrenz nicht eingebracht werden und im Ausland keine Gültigkeit 
baben. Bis zum 51. Mai 1928 ſtand der Durchſchnittspreis des 
KRuhrbergbaus in der Nähe von 17,50 Reichsmark. Nach dem von 
Profeſſor Dr. Schmalenbach in Gemeinſchaft noch mit anderen Herren 
erſtatteten Gutachten über den Kuhrbergbau betrug der Erlös des 
Syndikats für die abgeſetzte Tonne Kohle im Durchſchnitt einſchließ⸗ 
lich Handelsgewinn 14,57 Reichsmark. Einſchließlich Koks⸗ und 
Brikettabſatz betrug der Erlös des Syndikats 15,55 Reichsmark. Er 
lag alſo um mehr denn 2 Reichsmark unter dem Durchſchnittspreis. 
Daß ſolche Verhältniſſe ihre Rückwirkungen auf die materielle Lage 
des Bergbaus und der in ihm beſchäftigten Menſchen haben, iſt un- 
beſtreitbar. Abhilfe kann nur eine vernünftige internationale 
Verſtändigung bringen. Und dieſe ſollte man anſtreben, be- 
vor man ſich gegenſeitig niedergekämpft hat. 


Wandererfürſorge. 


Don Dr. jur. Freiherr v. Wrangel. 


Ein Gebiet, das wie kaum ein anderes im Mittelpunkt der 
Wohlfahrtsbeſtrebungen jtehen ſollte, ift die Fürſorge für mittellofe 
Wanderer. Ihre Sahl iſt infolge der Arbeitsloſigkeit außer⸗ 
ordentlich ſtark im Steigen begriffen; Bettelei und Landſtreicherei 
baben auf dem Lande und noch mehr in der Stadt zugenommen. Zu 
denen, die zwecks Arbeitsſuche ſich auf die Wanderſchaft begeben 
haben, treten die OGbdachloſen, die ohne feſte 8 
Unterkunft und ohne Arbeit ſich mit Betteln 
durchzuſchlagen verſuchen. Es handelt ſich gie 
fächli um jüngere männliche Perſonen, die 
durch dieſes Sigeunerleben nicht nur jeden 
moraliſchen Halt, die Arbeitsluſt und ihre Heimat 
verlieren, ſondern der Gefahr der Landſtraße, 
den Lockungen unſauberer Elemente preis- 
gegeben ſind. 

Neben dieſen ſubſtantiven Gefahren bedeutet 
das Landſtreichertum eine Erhöhung der Unſicher⸗ 
heit und ſchließt die Verbreitung von Epidemien 
in ſich. Die hilfsbereite Bevölkerung unterſtützt in 
Unkenntnis der Derhältniffe in Einzelfällen 
manchen gewerbsmäßigen Landſtreicher und 
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Müßiggänger 


zum 
Schaden aller derjenigen, denen mit den gleichen Mitteln viel mehr 
geholfen werden könnte. 

Alle dieſe Gründe haben ſchon in 


üheren Zeiten Staat und 
- Kommunen veranlaßt, 
ö 3 ihr beſonderes Augenmerk 
z dem Bettelunweſen und 
der Landſtreicherei zu⸗ 


zuwenden. 

Die Mittel ſind zu den 
verſchiedenen Seiten auch 
verſchieden geweſen. Im 
Mittelalter And fie darauf 
abgeſtellt geweſen, die 
Bettelei und das Landſtrei ; 
cherunweſen dadurch zu 
bekämpfen, daß man die 


Bettler oder bettelnden Landſtreicher ergriff und in Armen⸗ 
bäuſern oder Ajylen ſammelte, fie dort durch behördlich geſammelte 
Almoſen unterhielt und fie einer geordneten Arbeit zuführte, Im 
weiteren Verlauf der Geſchichte finden wir Vereine, die ſich die 
Aufgabe ſtellen, ein ganzes Netz ſolcher Unterkunftsmöglichkeiten 
über das Land zu ſpannen, um hauptſächlich eine Kontrolle dahin 
auszuüben, daß die einmal unterſtützten Wanderer 
nicht ſofort erneut unterſtützt werden, ſondern 
erſt dann wieder einer Unterſtützung teilhaftig 
werden dürfen, wenn eine längere Zeit feit ihrer 
letzten Arbeitsentlaſſung verſtrichen und dies 
aus einem ordnungsmäßig geführten Wander⸗ 
buche erſichtlich iſt. Die Leitgedanken find wieder⸗ 
kehrend die gleichen: arme Keiſende in wirklicher 
Not entſprechend zu unterſtützen, die Bevölkerung 
von der Beläſtigung der Bettelei zu befreien, 
Eigentumsverletzung zu verhindern und der 
gewerbsmäßigen Bettelei zu ſteuern. 
i — In neuerer Seit find es vornehmlich drei 
Fachverbände, der Geſamtverband deutſcher 
Verpflegungsſtationen (Wandererarbeitsſtätten) der deutſche Herbergs- 
verein und der Fentralverband deutſcher Arbeiterkolonien, die ſich der 
Wandererfürſorge beſonders annehmen und auf ihre fach gemäße 
Durchführung hinzuwirken verſuchen. Noch fehlt es an einer einheit 
lichen Regelung für das . 
ganze Deutſche Reich. Am 3 ; 
weiteſten fortgeſchritten 
auf dieſem Gebiete iſt 
Württemberg, was die 
Landesorganiſation an⸗ 
betrifft, die vorbildlichſte 
Wandererarbeitsſtätte iſt 
die vor den Toren Ber⸗ 
Ins, Lobetal bei 
Bernau. — Für Wan- N 
derer mit feſtem Siel bie- 
tet die Wandererarbeits⸗ 
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ftätte einfachſte Unter⸗ 
kunft, da dieſe Gäſte ge⸗ 
wöhnlich nur für die 
Nacht blieben. Wande⸗ 
rer, die auf Arbeitsſuche 
ſind, werden bei der 
Aufnahme auf anſtecken⸗ 
de Krankheiten unter⸗ 
ſucht, erhalten einfach- 
ſtes Frühſtück, Mittag 
und Abendbrot und 

wohnen zu viert gemein⸗ 

= ; ſam in einer Schlaf- 
ſtube. Daneben befinden ſich Tagesräume, Sßſäle und Arbeits- 
räume; denn nur gegen Arbeit findet Aufnahme ſtatt. Eine Baus⸗ 
ordnung regelt Aufſtehen und Schlafengehen; Betten und Stuben 
werden von den Gäſten ſelbſt in Ordnung gehalten. 

Unter Leitung eines Hauspaters — meiſtens eines Geiſtlichen — 
ſteht der ganze Betrieb, Er ſorgt für Ordnung, Sucht und Sitte, 
Sauberkeit und Ruhe. Die Ankommenden werden von ihm dem 
Arbeitsamt gemeldet und, ſoweit Arbeit vorhanden iſt, mit den not⸗ 
wendigen Papieren zur Arbeitsaufnahme auf die Wanderſchaft 
geſchickt. Soweit dies nicht angängig iſt, finden ſie Arbeit durch 
Holzzerkleinern oder im Gartenbetrieb oder werden privaten Arbeit- 
gebern gegen angemeſſenen Lohn zur Verfügung 
geſtellt. So wird den Wanderern das Gefühl 
genommen, auf Almoſen angewieſen zu ſein, ſie 
werden zur Ordnung und Sauberkeit erzogen, H 
lernen wieder arbeiten und lernen Gemeinſchafts. 
ſinn und Kameradicaft. | 

Neben der Arbeit werden ihnen Muße⸗ 
ſtunden gegönnt, in denen ſie ſich mit ſich ſelbſt 
beſchäftigen können, leſen, ſingen oder ſich wiſſen⸗ 
ſchaftlich fortbilden, ſei es in der Erlernung eines 
beſtimmten Handwerkes oder nur Schönfchreiben. 
Der Hausvater iſt ihr geiſtiger und leiblicher 
Seelſorger, der auch zu gegebener Zeit Strenge 
walten laſſen muß. Ein nicht unerheblicher 
Teil der Gäſte ſind Strafentlaſſene, die entweder 
auf der Wanderſchaft begriffen oder aus Ge- 
fängnisanſtalten direkt der Wandererarbeitsſtätte 
zugeführt werden und dort zu brauchbaren 
Menſchen geformt werden ſollen. 

In jedem Landesteil werden beſtimmte Wege⸗ 
ſtrecken zu ausgeſprochenen Landſtraßen. Sie 
entwickeln ſich aus den verſchiedenſten Gründen 
je nach der Lage der Induſtrie und Arbeitsgelegenheit. An dieſen 
Wanderſtraßen ſind Wandererarbeitsſtätten zu errichten, deren 
Entfernung voneinander einem mäßigen Fußtagemarſch ent⸗ 
ſpricht. Sie dienen allen ſolchen mittelloſen Wanderern zur Raft 
und Unterkunft, die ſich über ihre Perſon durch einen Paß 
und über ihr Wanderziel durch einen Wanderſchein legitimieren 
können. die Wandererarbeitsſtätten ſollen gleichzeitig die Arbeit⸗ 
ſuchenden auf Arbeitsgelegenheit hinweiſen und ſie gegebenenfalls in 
neue Arbeit vermitteln. Sie dienen dem geordneten Wanderleben und 
ſollen vermeiden, daß Wanderer aus Not oder Planloſigkit der 
Bettelei und der Landſtreicherei anheimfallen. 

In der Regel werden dieſen Wandererarbeitsſtätten OGbdach⸗ 
loſenheime anzugliedern ſein, um alle die Wanderer, die der Wander⸗ 
ordnung — ſolche beſtehen 3.35. in verſchiedenen Landesteilen — 
nicht unterliegen, aber mittellos und arbeitsfähig ſind, aufzunehmen. 
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Der Wanderordnung un« 
terliegen diejenigen 
nicht, die weder im Be⸗ 
ſitz eines Wanderſcheines 
ſind noch ſich durch Paß 
legitimieren oder über 
ihre letzte Arbeitsſtelle 
Auskunft geben können. 
Auch hier ſoll verhütet 
werden, die OGbdachloſen 
der Bettelei und Land⸗ 
ſtreicherei anheimfallen 
zu laſſen. In dieſen 
Heimen bleiben die Gbdachloſen 1 bis 2 Tage und werden zur Der- 
richtung einer gewiſſen Arbeitsleiſtung angehalten. Alsdann wird 
ihnen ein ordnungsmäßiger Wanderſchein ausgeſtellt. Nur arbeits⸗ 
fähige mittelloſe Wanderer finden in den Wandererarbeitsſtätten und 
den Obdachloſenheimen Aufnahme. Nicht arbeitsfähige gehören in 

Heime der öffentlichen oder freien Wohlfahrtspflege. 

Nicht unmittelbar zur Wandererfürſorge gehören die Arbeiter⸗ 
kolonien, in denen arbeitsloſe männliche Perſonen, die der Gefahr 
unterliegen, auf Abwege zu geraten, und Strafentlaſſene Aufnahme 
finden, um ſie durch landwirtſchaftliche oder andere Tätigkeit einem 
geordneten Leben wieder zuzuführen. 

Im allgemeinen können mit dieſen vor⸗ 
genannten Anſtalten auch Herbergen zur Heimat 
verbunden oder ihnen angegliedert werden, um 
zahlenden durchreiſenden Wanderern eine billige 
und ſaubere Unterkunft zu bieten. 

Es iſt mit beſonderem Dank zu begrüßen, daß 
die vorerwähnten Fachverbände ſich dieſer um⸗ 
fangreichen fürſorgeriſchen Tätigkeit angenommen 
haben. Es darf aber nicht verkannt werden, daß 
auch Reich, Staat und Gemeinden hier noch ein 
ſegensreiches Feld der Tätigkeit erwächſt und 
beſonders die größeren Städte und Kommunal- 
verbände in ihrem eigenſten Intereſſe dieſer 
Fürſorge ihr beſonderes Augenmerk zuzuwenden 
haben. Sind damit auch Koſten verbunden, an 
denen ſich Kommunen und Kommunalverbände 
anteilmäßig zu beteiligen haben werden, fo 
ſtehen dieſe in keinem Verhältnis zu den 
Gefahren in ſittlicher, moraliſcher, hygieniſcher 
und volkswirtſchaftlicher Hinficht, denen die All 
gemeinheit ausgeſetzt iſt. 

Die Erfolge, die mit einer ſyſtematiſch 
aufgezogenen Wandererfürſorge in anderen Landesteilen des Deutſchen 
Reiches bereits gemacht ſind, ſprechen eine beredte Sprache. Das 
ſtändige Anwachſen der Beſucherzahl der Wandererarbeitsſtätten, das 
rapide Sinken der wegen Bettelei oder Landſtreicherei Beſtraften, 
die ſteigende Linie der zur Arbeit Dermittelten und die Säuberung 
der Landſtraßen von planlos herumſtreichenden Wanderern zeigen, 
daß hier eine Fürſorge in die Fand genommen werden muß, die 
unendlich viele Segen und Gutes leiſten kann. 

Es iſt zu hoffen, daß dieſe Fürſorge bald auch dort aufge 
nommen wird, wo ſie bisher noch nicht beſteht und ſich öffentliche 
und freie Wohlfahrtspflege mit allen Kräften der Wandererfürſorge 
annehmen, um: „Arme Reifende in wirklicher Not entſprechend zu 
unterſtützen, die Bevölkerung von der Beläſtigung der Bettelei zu 
befreien, Eigentumsverletzungen zu verhindern und der gewerbs- 
mäßigen Bettelet zu ſteuern.“ 


Kommunale Finanzſtatiſtik für 1925 und 1927. 


Don Dr. Karl Marder, 


welche Koften verurſachen die einzelnen Aufgabengebiete der 
öffentlichen Verwaltung und aus welchen Quellen werden die er⸗ 
forderlichen Ausgaben gedeckt? Dieſe Frage ſteht ſeit der Finanz⸗ 
reform von 1920 im Mittelpunkt aller Finanzausgleichsverhand⸗ 
lungen, fie beherrſcht die Auseinanderſetzungen über die ſteuerliche 
Belaſtung der Wirtſchaft. 

Die Antwort ſollte uns die Keichsfinanzſtatiſtik geben, die feit 
1925 auf Verlangen des Reichstages durchgeführt wird. Die Arbeiten 
des ſtatiſtiſchen Reichsamtes ſind jedoch noch nicht abgeſchloſſen. Wir 
wiſſen nur, wie hoch die Steuereinnahmen von Reich, Ländern und 


Gemeinden 1913 und 1925 waren, wie die Steuereinnahmen aus 


Reichs⸗, Landes- und Gemeindeſteuern ſich entwickelt haben (ohne 
daß wir wiſſen, wem ſie zugefloſſen ſind). Wir wiſſen zwar auch, 
wie ſich im ganzen die Ausgaben für das Rechnungsjahr 1925 auf 
die verſchiedenen Aufgabengebiete verteilen, ohne daß aber die Unter 
teilung auf Keich, Länder und Gemeinden bekannt iſt. 

Wer ſich heute einen Einblick in die finanzielle Auswirkung 
der gegenwärtigen Aufgaben- und Ausgabenverteilung verſchaffen 
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will, iſt daher vorläufig noch auf andere Erhebungen als die amtliche 
ee a ne angewieſen. Für die größeren Gemeinden hat 
ſich der Verband der deutſchen Städteſtatiſtiker der Aufgabe unter⸗ 
zogen, und eine Finanzſtatiſtik unter Fugrundelegung der Haushalts- 
anſätze für 1925 und 1927 durchgeführt (Bearbeiter: Dir. Dr. Seute- 
mann⸗Hhannover). Bei den noch immer erheblichen Schwankungen der 
wirtſchaftlichen Entwicklung weichen heute Voranſchlag und Rech⸗ 
nungsergebnis zwar oft ſtark voneinander ab, ſo daß die Seute⸗ 
mannſche Statiſtik in ihrer praktiſchen Verwendbarkeit naturgemäß 
hinter der Reichsfinanzſtatiſtik, die auf der Rechnung aufbaut, zurück 
ſteht. Sie hat aber den Vorzug der größtmöglichen Aktualität ſowie 
größter Einfachheit und vermag dabei doch die Grundlinien der 
finanziellen Entwicklung anzudeuten. Mehr als andeuten kann ſie 
aber nicht, denn jeder vergleichenden Finanzſtatiſtik hängen Weſens⸗ 
mängel an, die ein Eingehen auf Feinheiten ausſchließen. Die Per⸗ 
ſchiedenheiten der Landesgeſetzgebung, die örtlich verſchiedene ſoziale, 
wirtſchaftliche und organſſatoriſche Derfaffung der Kommunen laſſen 
ſich nicht ungeſtraft vernachläſſigen. Die folgende Darſtellung be- 
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ſchränkt ſich daher darauf, in groben Umriſſen die finanzwirtſchaft⸗ 
liche Entwicklung der Städte über 50 000 Einwohner in den letzten 
Jahren darzuſtellen. Wer tiefer eindringen will, möge im Statiſtiſchen 
Jahrbuch XXIII. Jahrgaang die Zahlen für die einzelnen Städte - 
ſtudieren. 

Bei unſern Betrachtungen ſoll Berlin wegen ſeiner Bedeutung 
geſondert behandelt werden, die übrigen Städte über 200 000 Ein- 
wohner (18 Dergleichsftädte), die Städte zwiſchen 100.000 und 
200 000 Einwohner (19 Dergleichsftädte) und die 29 Pergleichsſtädte 
zwiſchen 50.000 und 100 000 Einwohner find jeweils zu Gruppen 
zuſammengefaßt. Den Betrachtungen liegt außerdem nur der ordent⸗ 
liche ‚Haushalt zugrunde, auch find die Werkbetriebe ausgeſchieden, 
ſo daß lediglich die daten der ordentlichen Kämmereiverwaltungen 
gerangezogen werden. 5 

Junächſt ift feſtzuſtellen, daß die Ausgaben der Städte nach 
den Doranſchlägen von 1925 auf 1927 erheblich geſtiegen find, und 
zwar nicht nur abſolut, ſondern auch pro Kopf des Einwohners. Sie 
betrugen hier in Reichsmark: 


Steiger. 
| 1925 | 1927 2 v. 


in, 5 
F 146,54 183,80 25,4 
ſonſt. Städten über 200 000 €. 144,15 164,19 16,5 
Städten v. 100 000 200 00 E. 131,32 148,84 155 
Städten v. 50 000— 100000 E. 122,22 141,02 14,9 


Die Steigerung der Ausgaben je Einwohner ſchwankt ſomit 
on enweiſe zwiſchen 25,4 5 15,5 v. H., innerhalb der Gruppen 
fene treten erhebliche Differenzen auf. bon den Ausgaben ent⸗ 
[allen dabei auf perſönliche Ausgaben, d. g. Aufwendungen für Be- 
Eldungen, Denjionen (nicht für Arbeiterlöhne, die Sachausgaben im 
inne der Statiſtik find) in v. Bi: 


in | 1925 | 1926 
a ES A ET A 
Berlin . V 33,2 30,9 
fonftigen Städten über 200.000 E. 5005 BER 
Städten von 100 000—200 000 E. 34,2 52, 
Städten von 50 000—100 000 E. 33,4 501 


Der Anteil der Perſonalkoſten iſt ſomit überall zurückgegangen. 
Nun gibt ein Dergleich der Ausgaben ſelbſt noch kein brauchbares 
Bild, denn deren Höhe hängt oft von zufälligen Faktoren ab (Umfang 
der im Etat enthaltenen Nettobeträge und Bruttobeträge uſw.). 
Vor allem vermögen die Jahlen keinen Einblick in die Höhe der durch 
Steuern und Werküberſchüſſe zu deckenden Ausgaben zu geben, d. h. 
ſie ſagen nichts darüber aus, ob mit der erhöhten Ausgabe zugleich 
die zahlenmäßige Belaſtung der Wirtſchaft geſtiegen ift. Daher ift 
für uns der Finanzbedarf, d. h. der jeweilige, durch Steuern 
und Werküberſchüſſe zu deckende Fehlbetrag von größerem Inter⸗ 
eſſe. Dieſe Fehlbeträge machten je Kopf der Bevölkerung aus in 
Reichsmark: 
—— — —— —[äꝝ᷑ʒ;ĩV—ĩßÄßvsßrßvrsçé.̃ — k — 


Steiger. 
in v. H. 


C 65,35 83,60 31,9 
fonft. Städten über 200000 E. 62,24 71,8% 145 
Städten v. 100000 200000 E. 55,4 66,42 19,2 
Städten v. 50000—100000 E. 53,37 63,85 19,6 


2 Sie weiſen jo Steigerungen auf, die zum Teil weit über die 
Ausgabeſteigerungen hinausgehen. Trotzdem iſt der Anteil der 
Steuern an der deckung der Ausgaben von 1925 auf 1927 zurück ⸗ 


Die Lage in Frankreich. 


In Frankreich iſt zu Anfang dieſes Monats die neugewählte 
Kammer zufammengetreten. Es haben ſich die Kammerfraktionen 
neugebildet. Das Präſidium der Kammer wurde neugewählt und 
ie Regierung hat, in der Kammer durch den Miniſterpräſidenten 
Doincare, im Senat durch den Juſtizminiſter Barthou, die Programms 
erklärung zur Derlefung gebracht. Dadurch hat ſich das politiſche 
Bild einigermaßen geklärt. > 

Bekanntlich find die franzöſiſchen Parteien keine fo feſtgefügten 
und klaren Gebilde wie etwa die deutſchen, und entſprechen die 
Fraktionen im Parlament keineswegs den Parteien im Lande. Ob. 
wohl die franzöfiſchen Wahlen am 22. und 20. April ſtattfanden, hat 
man erſt jetzt mit einiger Genauigkeit erfahren, welches Bild die 
neue Hammer fraktionsmäßig bietet. Das erklärt ſich daraus, daß 


gegangen, die Hauptlaſt des Mehrbedarfs ruht (nach den Baushalts⸗ 
plänen) auf den Überſchüſſen der Betriebe. die Geſamtausgaben 
wurden nämlich gedeckt in v. H.: 


Berlin ſonſt. Städte üb.| St. v. 100 000 | St. v. 50 000 
durch 200000 E. bis 200 000 E.] bis 100000 E. 
1925 | 1927 | 1925 1927 | 1925 1927 | 1925 11927 


Steuern 51,4 | 49,3 49,3 47,5 148,6 | 45,8 
Werküber⸗ 
ſchüſſe... . 5,5 89 7,5 10,8 | 69 | 88 


Ob die tatſächliche Entwicklung dem entſprochen hat, iſt bei den 
ſtarken Mehreingängen an Überweiſungen und Kealſteuern infolge 
der guten Wirtſchaftskonjunktur ſehr fraglich. 

Auf welchen Aufgabegebieten find nun die Mehraus- 
gaben entſtanden, worauf iſt der vergrößerte Fehlbedarf zurückzu⸗ 
führen? Die Seutemannſchen Zahlen zeigen, daß Ausgaben wie 
Fehlbeträge in nennenswertem Umfang nur gewachſen ſind beim 
Wohlfahrtsweſen, weniger ſtark beim Schul» und Bildungs- 
weſen. Bei der allgemeinen Verwaltung, im Bau- und Straßenweſen 
ſowie im Geſundheitsweſen ſind dagen die Fehlbeträge im weſent⸗ 
lichen gleich geblieben oder ſie haben ſich ſogar verringert. Wie hoch 
die Wohlfahrtslaſten veranſchlagt wurden, geht aus folgender Auf» 
ſtellung hervor. Je Kopf des Einwohners entfielen in Reichsmark 
an Ausgaben und Sehlbeträgen: 


— ER rl al Ra EN a ET 
Berlin ſonſt. Städte üb. J St. v. 100 000 | St. v. so ooo 

200 000 €. || bis 200.000 €. | bis 100.000 E. 

1925 | 1927 | 1925 l 1922 | 1925 | 1927 | 1925 | 1927 


Ausgaben ...| 27,21 | 43,01 | 25,21 | 36,68] 25,78) 52,50 21,56|28,81 
Fehlbeträge . | 23,61 | 39,69 | 21,29 | 51,5%] 20,74| 27,54| 17,09|23,48 


Die Folge dieſer Anderungen im ftädtifchen Etat iſt der Rüd- 
gang des Anteils aller Derwaltungszweige und die Steigerung des 
Anteils der Wohlfahrtspflege. Auf dieſe entfällt in Berlin mehr als 
ein Drittel, in den übrigen Städten nahezu ein Drittel des Finanz ⸗ 
bedarfs, und zwar betrug der Anteil des Wohlfahrtsweſens in Big 
des Finanzbedarfs: 


in 1927 
Berlin 27,5 36,4 
den übrigen Städten über 200 000 E. 26, 32,8 
den Städten v. 100 000—200 000 €. 27,0 30,8 
den Städten v. 50 000—100 000 E. 25,8 28,0 


An zweiter Stelle ſtehen die Fehlbeträge beim Schul- und Bil⸗ 
dungsweſen mit durchſchnittlich 25 v. 5. Intereſſant iſt, daß der An⸗ 
teil der allgemeinen Verwaltung ſich in allen vier Gruppen verringert 
hat trotz der in den Stats ſchon zum Teil berückſichtigten Be⸗ 
foldungserhöhungen; ein Beweis dafür, daß die ſtädtiſche Verwaltung 
zwiſchen 1925 und 1927 weiter rationaliſiert wurde. So betrugen 
die Fehlbeträge der allgemeinen Verwaltung in v. H. des Geſamt⸗ 
finanzbedarfs in Berlin 16,8 bzw. 15,6, in Gruppe II 16,9 bzw. 14,4, 
in Gruppe III 20,6 bzw. 17,1, in Gruppe IV 20,6 bzw. 19,7. 

Bei der Aufſtellung der Etats für 1927 war allerdings noch nicht 
zu überfehen, daß das Keich die Koften der unterſtützenden Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge zum großen Teil übernehmen würde. Wie ſich die rech⸗ 
nungsmäßigen Ergebniſſe, d. h. die tatſächlichen Ausgaben, in Wirk⸗ 
lichkeit geſtaltet haben, wird die Reichsfinanzſtatiſtik für 1927 zeigen, 
deren Ergebniſſe hoffentlich am Anfang des nächſten Jahres vor- 
liegen. Es ER dann dringend zu wünſchen, daß die Veroffentlichung 
der Ergebniſſe in einer Form erfolgt, die dem praktiſchen Bedürfnis 
entſpricht, d. h. getrennt nach Reich, Ländern und Gemeinden. 


Zur Zeitgeſchichte —— 


dieſe Fraktionen großenteils wechſelnde Gebilde ſind, bei denen 
weniger das Programm als die Perſönlichkeiten der Führer die 
Gruppierung bedingen. So ſehen wir denn, daß das Bild, das die 
franzöſiſche Kammer nach den letzten Wahlen bietet, nicht nur durch 
die Gewinne und Derlujte der einzelnen Fraktionen, ſondern auch 
durch Um⸗ und Neubildungen der Fraktionen eine Anderung erfahren 
hat. F. B. hat ſich die Gruppe der Sozialrepublikaner, die, was das 
Programm angeht, zwifchen den Radikalen und den Sozialiſten ſteht 
und in der alten Kammer 45 Mitglieder hatte, darunter Painlevé 
und Briand, in zwei Gruppen von 15 bzw. Is Abgeordneten geteilt. 
Der frühere radikale Abgeordnete Franklin⸗Bouillon, der ſich mit 
ſeiner Partei im Berbſt letzten Jahres entzweit und aus ihr aus⸗ 
getreten war, hat eine eigene Fraktion, die ſich Unioniſtiſche Linke 
nennt und 18 Mitglieder zählt, aufgetan, und 36 Abgeordnete haben 
ſich noch keiner Gruppe angefehtoffen. Das Parteibild der fran⸗ 
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zöſiſchen Kammer hat ſich alſo noch weiter kompliziert. Bemerkens⸗ 
wert iſt jedoch, daß das Kräfteverhältnis zwiſchen Rechts und Links 
in der neuen Kammer, verglichen mit dem der alten, keine weſentliche 
Anderung zeigt. Hat doch z. B. die Republikaniſch⸗Demokratiſche 
Vereinigung, nach ihrem Führer auch Gruppe Marin genannt, die 
man als große nationaliſtiſch⸗konſervative Partei bezeichnen kann 
und die die rechte Flügelgruppe des alten Nationalblocks darſtellt, 
in der neuen Kammer 105 Mitglieder gegen 104 in der alten, während 
fie unmittelbar nach der Wahl geglaubt hatte, auf 150 Mitglieder 
rechnen zu können. E 

Bei den ſchwankenden Gruppierungen und der großen Anzahl 
neuer Abgeordneter, die politiſch unbeſchriebene Blätter darſtellen, 
it das Ergebnis der erſten Abſtimmungen der neuen Kammer von 
Wichtigkeit. Sie fanden bei der Wahl des Kammerpräfidenten, der 
Dizepräfidenten und des ſonſtigen Perſonals des Kammerpräſidiums 
ſtatt. Der Präfident der alten Kammer war der ſozialiſtiſche Ab⸗ 
geordnete Fernand Bauiſſon, nicht zu verwechſeln mit dem bekannten 
Profeffor und Pazifiſten Ferdinand Bouiſſon. Als Sozialiſt und 
Gegner der „nationalen Einigung“, der von Poincaré im Sommer 
1926 zur Rettung des Frank gebildeten Regierungskoalition, iſt er 
der Rechten trotz ſeiner vortrefflichen Qualitäten als Leiter der 
Kammer ein Dorn im Auge, und ſie ſtellte ihm den obengenannten 
Franklin Bouillon als Gegenkandidaten gegenüber. Bouiffon wurde 
jedoch mit 527 gegen 242 für Franklin Bouillon abgegebene Stimmen 
wiedergewählt und ebenſo beinahe das ganze frühere, der Linken an⸗ 
gehörige Perſonal des Kammerpräſidiums. Das ſchon öfter totgeſagte 
Linkskartell, jene Gruppe von Fraktionen und Parteien, die in den 
Wahlen von 1924 die Mehrheit gewann, hat ſich alſo bei der Wahl 
des Kammerpräſidiums ſpontan wieder zuſammengefunden, und es 
zeigte ſich dabei, daß das Mehrheitsbild der Kammer, was die beiden 
großen hiſtoriſchen und allein wirklich realen Strömungen des inner- 
politiſchen Lebens Frankreichs angeht, in der neuen Kammer ſo ziem⸗ 
lich das gleiche iſt wie in der alten, die das Ergebnis ausgeſprochener 
Linkswahlen geweſen war. 

Die gegenwärtige Regierungskoalition, die der nationalen Einig- 
keit, überſchneidet jene beiden großen, hiftorifchen Tendenzen, da fie 
außer einer Anzahl von Gruppen, die die Rechte und die Mitte der 
Kammer ausmachen, auch die Kerntruppe der bürgerlichen Linken, 
nämlich die Radikalen, umfaßt. Sie iſt demnach ſehr heterogen, nur 
entſtanden unter der Drohung der Währungskriſe im Sommer 1926 
und zuſammengehalten von der überragenden Autorität und Energie 
Poincarés und der Gefahr der jederzeit möglichen Erneuerung der 
Währungskriſe. Man kann jagen, daß Poincaré beinahe zwei Jahre 
lang mit der Peitſche der Währungskriſe die heterogene und oft 
widerſtrebende Regierungskoalition der nationalen Einigkeit ge⸗ 
zwungen hat, ihm zu folgen. Die Frage iſt, wie lange ihm das noch 
gelingen wird. Alles drängt auf eine baldige geſetzliche Stabiliſierung 
des Frank. Die franzöſiſche Regierung iſt dazu ohne fremde Hilfe 
in der Lage, und es kann heute nicht mehr zweifelhaft ſein, daß ſie 
nicht daran denkt, den Frank, wie viele Intereſſenten wünſchen, noch 
weiter zu revaloriſieren, ſondern, daß ſie ihn auf den Kurs, auf dem 
er ſeit reichlich 17 Jahren de facto ftabilifiert iſt, nämlich auf etwa 
Y% des Goldwerts geſetzlich ſtabiliſieren will, und zwar in aller 
nächſter Seit. Dann wird Poincaré mit der Peitſche der Währungs⸗ 
kriſe ſeine zwieſpältige Majorität nicht mehr vorwärts zwingen 
können, und die Frage iſt, ob er ein Regierungsprogramm hat, womit 
er das vermag. 

Die Regierungserflärung, mit der er vor die neue Kammer ge⸗ 
treten iſt, iſt ſehr langatmig, phraſenhaft und wenig präzife und hat 
weder in der Kammer noch im Senat viel Beifall gefunden und 
ebenſowenig in der franzöſiſchen Preſſe. Man hätte annehmen 
ſollen, daß die Kammer, die angeblich für oder gegen Poincaré ge- 
wählt worden war, Poincaré eine große Ovation bringen würde; 
das iſt keineswegs geſchehen. Der Beifall war dünn und ſo heterogen 
wie die Koalition, auf die die Regierung ſich ſtützt. Wenn daraus 
in einigem Erſtaunen von guten Beobachtern der Schluß gezogen 
wurde, die Poſition Poincarés ſei weſentlich ſchwächer, als man 
hätte glauben ſollen, jo trifft das das Richtige. Nach Durchführung 
der legalen Stabiliſierung kann die Regierungskoalition der natio⸗ 
nalen Einigkeit jeden Tag auseinanderbrechen und die Regierung 
Poincaré ſtürzen. Dieſe Schlußfolgerung muß man aus den erſten 
Sitzungstagen der neuen franzöſiſchen Kammer ziehen. 

Es iſt vielfach vermerkt worden, daß die Regierungserklärung 
Poincarés den Gedanken der Verſtändigung, des Friedens und der 
Dölferverföhnung ausführlich und mit einer bei Poincaré wenig 
gewohnten Wärme zum Ausdruck brachte. Man hat darin die Hand 
Briands zu verſpüren geglaubt. Aus dem, was hier über die politiſche 
Struktur der neuen franzöſiſchen Kammer geſagt wurde, findet dieſer 
Paſſus von Poincarés Erklärung ihren innerpolitiſchen Sinn: Die 
Kammer hat eine Linksmehrheit und die Linke iſt für die Ver⸗ 
ſtändigung mit Deutſchland, dieſe Tendenz iſt ſogar im Zunehmen. 
Poincaré, der einer der geſchickteſten Taktiker des franzöſiſchen Parla⸗ 
ments iſt, weiß das und hat das im außenpolitiſchen Teil ſeiner 
Regierungserklärung entſprechend eskomptiert. 


192 


Die große und entſcheidende Frage für die Weiterentwicklung 
der deutſch⸗franzöſiſchen Beziehungen iſt nun freilich, in welcher 
weiſe ſich der Verſtändigungswille der franzöſiſchen Kammer in 
Taten auswirken wird. 


Die 50. Tagung des völkerbundsrates. 


Der Dölferbundsrat hat Anfang dieſes Monats feine 50. Tagung 
abgehalten, die infolge der Nichtanweſenheit der Außenminiſter 
Frankreichs und Deutſchlands weniger Aufmerkſamkeit in der Welt⸗ 
öffentlichkeit und beſonders in Deutſchland gefunden hat, als dies 
ſonſt der Fall zu ſein pflegt. Die Tagung war jedoch keineswegs 
unwichtig, weder vom allgemeinen noch erſt recht vom deutſchen 
Standpunkt aus geſehen. Denn es ſtanden auf der Tagesordnung eine 
Anzahl Fragen, die wichtige deutſche Intereſſen direkt oder indirekt 
angingen. 

Da war zunächſt die St.⸗Gotthard⸗Affäre, die Frage jener 
an der öſterreichiſch⸗ungariſchen Grenze aufgehaltenen heimlichen 
Maſchinengewehrſendung. Sie wurde von der Uleinen Entente und 
Frankreich gewaltig aufgebauſcht, und es wurde verſucht, aus ihr 
eine Verſchärfung des Inveſtigationsverfahrens heraus zu entwickeln 
bzw. die Befugniffe des Katspräſidenten zu erhöhen. All dieſe Be- 
ſtrebungen ſind ſo ziemlich erfolglos geblieben. Ungarn bekam einen 
ſchwachen Verweis. Durch die vom Rat in dieſer Frage angenommene 
Reſolution wurde feſtgeſtellt, daß das Inveſtigationsrecht, wie es 
nach den Friedensverträgen und den verſchiedenen Dölkerbunds⸗ 
protokollen beſteht, unverändert bleibt. Die Bemühungen, das Aus- 
nahmekontrollrecht des Völkerbundes zuungunſten der im Welt- 
krieg Unterlegenen hat alſo keine Derfchärfung erfahren. 

Der ungariſche Gptantenſtreit iſt nur formell erledigt worden, 
hat materiell aber keinerlei Förderung erfahren. Der Dölferbunds- 
rat, der eine Löſung nicht finden konnte, hat die Frage einfach von 
feinem Derhandlungstifh weg und das Suchen nach einer Löſung 
den beiden ſtreitenden Parteien zugeſchoben. Das einzige, was von 
ſeiten des Völkerbundsrats als Einwirkung auf die ſtreitenden 
Parteien übrig bleibt, iſt ein gewiſſer moralifcher Druck, ſich zu 
einigen, von dem man ſich jedoch nicht allzuviel verſprechen darf. 
Man kann hier ſchwerlich von etwas anderem als von einem Ver- 
ſagen des Völkerbundes ſprechen, dem es eben, wenn es nicht ge⸗ 
lingt, am Verhandlungstiſch eine Einigung zu erzielen, an Mitteln 
zur Durchſetzung ſeines Willens fehlt, beſonders wenn mit dem 
zweifellos im Unrecht befindlichen Teil, in dieſem Falle Rumänien, 
eine Großmacht von dem Gewicht Frankreichs verbündet iſt. 

Ahnliches iſt von dem litauiſch⸗polniſchen Konflikt zu ſagen, 
nur mit dem Unterſchied, daß hier die Kräfteverteilung für das 
kleine Litauen ſehr viel ungünſtiger geweſen iſt. Die Preſſion des 


‚Rates auf Litauen war denn auch außerordentlich ſtark. Entſchieden 


wurde nichts, und allem Anſchein nach wird der litauiſch⸗polniſche 
en den Dölferbundsrat bei feiner nächſten Sitzung wiederum 
befaſſen. 

Die letzte und für Deutſchland vielleicht unmittelbar wichtigſte 
Frage war die der Minderheiten, die ja, da kein Volk der Welt 
fo zahlreiche Minderheiten feines Stammes und feiner Kultur 
außerhalb jeiner Grenzen wohnen hat wie das deutſche, überhaupt 
zu den wichtigſten deutſchen Problemen gehört. Diesmal handelte 
es ſich um die oberſchleſiſchen Minderheitsſchulen und eine Anzahl 
anderer oberſchleſiſcher Beſchwerdepunkte. Der Dölkerbundsrat hat 
ſich dem Urteil des Haager Schiedsgerichts im weſentlichen ange⸗ 
ſchloſſen und die Ergebniſſe kann man als einigermaßen befriedigend 
vom deutſchen Standpunkt aus betrachten. Der deutſche Vertreter 
am Ratstiſch mußte allerdings gegenüber Ideen über das Minder- 
heitenrecht, die dieſes Recht zu negieren verſuchten, energiſch Stellung 
nehmen. 


Die 3. Tagung des Sicherheitskomitees in Senf. 


Der Präſident des Sicherheitskomitees, der tſchechoſlowakiſche 
Außenminiſter Beneſch, hat das Komitee zu ſeiner 5. Tagung auf 
Mittwoch, den 27. Juni, nach Genf einberufen. Das Komitee, das 
bekanntlich auf Grund einer Reſolution der letzten Dölferbunds- 
verſammlung im September v. J. aus der vorbereitenden Abrüſtungs⸗ 
kommiſſion konſtituiert wurde, feine konſtituierende Derfammlung 
Anfang Dezember letzten Jahres und ſeine zweite Sitzung vom 
20. Februar bis 7. März d. J. in Genf abgehalten hat, hat die Auf- 
gabe, die Sicherheitsfrage parallel zu den Arbeiten der vorbereitenden 
Abrüſtungskommiſſion zu behandeln. Die Tagesordnung der dritten 
Sitzung enthält folgende vier Punkte: 

1. Sweite Leſung der in der letzten Sitzung des Komitees aus- 

gearbeiteten Modellverträge. 

2. Studium der deutſchen Dorfchläge über Kriegsverhinderung. 

5. Studium der Modelle für zweiſeitige Verträge. 

4. Fortſetzung des Studiums gewiſſer Artikel des Dölferbunds- 

paktes. 

Davon iſt Punkt 2 nicht nur für uns der wichtigſte Punkt. Die 
deutſche Regierung hatte bekanntlich zur 2. Sitzung des Komitees 
gewiſſe Dorjchläge über die Frage des Ausbaus von Verfahren zur 
Vermeidung kriegeriſcher Konflikte in Krijenzeiten vorgelegt. Das 
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Komitee hat dafür einen Berichterſtatter in der Perſon des belgiſchen 
Vertreters Rolin Jaequemyns ernannt, und dieſer hat in einem 
ausführlichen, gründlichen und objektiven Bericht die Vorzüge und 
Schwierigkeiten der deutſchen Vorſchläge und die Möglichkeiten ihrer 
Verwirklichung durchgeprüft. Dieſer Bericht wird die Grundlage der für 
uns ſehr wichtigen Derhandlungen über Punkt 2 der Tagesordnung 
bilden. Hoffentlich wird es gelingen, dabei im Sinne der deutſchen 
Vorſchläge ein Verfahren zu entwickeln und international zur An⸗ 
nahme zu bringen, das eine weitere Garantie nicht nur der euro⸗ 
Seien Sicherheit darſtellen wird und das mit dazu führen wird, 
auch auf dem Gebiete der Abrüſtung endlich den von Deutſchland 
ſo oft und nachdrücklich geforderten erſten Schritt auf dem Wege 
zur allgemeinen Abrüſtung zu tun. 


Muſſolinis Rede im Senat. 


Die Rede, die Muſſolini am 5. d. M. im römiſchen Senat hielt, 
hat in der ganzen Welt berechtigtes Aufſehen erregt. Seit zwei 
Jahren hatte der italieniſche Miniſterpräſident ſich zur äußeren 
Bet jeines Landes nicht geäußert. Es lag Stoff genug vor, um 
n einer groß angelegten Rede die ſämtlichen außenpolitiſchen Be⸗ 
ziehungen Italiens und die aus ihnen ſich ergebenden Folgerungen 
zu analyſieren, denn in den abgelaufenen zwei Jahren hat die 
italienische Außenpolitik außerordentlich aktiv an der Ausgeſtaltung 
257 italieniſchen Weltgeltung und der Anerkennung Italiens als 
Ab gearbeitet. Davon zeugen beredt die 154 internationalen 

machungen und verträge, die Italien ſeit 1926 abgeſchloſſen 
bat bzw. denen es beigetreten iſt. Mit den unbeftreitbaren außen⸗ 
bolitiſchen Erfolgen iſt der Faſchismus nach ſeiner ſyſtematiſchen 
Konsolidierung im Innern in einen Zuftand der Sättigung ein- 
getreten, der es dem italieniſchen Minifterpräfidenten ermöglichte, 
{m Gegenſatz zu feiner früheren Gepflogenheit, mit ftaatsmännijcher 
Gelafjenheit und magiſtraler Mäßigung über Italiens Stellung in 
der Welt zu ſprechen. 

Im erſten Teil ſeiner zweiſtündigen Rede gibt Muffolini einen 
Überblick über die & ae: die Italien mit den Ländern der 

It verbinden. Er ſängt dei Japan an und hört bei Albanien 
auf. Bei dieſer Weltreife Bee in aus verſchiedenen Gründen 
auch die Länder, die er nicht berührt hat. Es find dies Rumänien, 
die Tſchechoſlowakei, Portugal, Mexiko, Belgien, die Niederlande 
und die drei ſkandinaviſchen änder. Jeder anderen Nation der 
Welt wird dagegen ein Feugnis erteilt, ſogar Siam und der Nemen 
werden behandelt. Ganz beſonders herzlich werden die Beziehungen 
zu folgenden Ländern genannt: England, Ungarn, Schweiz, Spanien. 
Muſſolini ſtellt feſt, daß zwiſchen Deutſchland und Italien, eo 
ebenfalls herzliche Beziehungen beftehen, daß aber noch Nebel zu 
zerſtreuen ſeien, die ſich aus der Einmiſchung unverantwortlicer 
deutſcher Kreiſe in innerpolitifche italieniſche Fragen gebildet hätten. 
Hiermit iſt naturgemäß die Anteilnahme weiteſter deutſcher Kreiſe 
an dem Schickſal Süd⸗Tirols gemeint. Auch ſſolini dürfte es 
nicht verborgen fein, daß es ganz gewiß nicht un verantwortliche 
Kreife find, die ſich in Deutfchland für eine Beſſerung des Loſes der 
Süd-Tiroler einſetzen, doch iſt die Wahl feiner Worte immerhin als 
großer Fortſchritt gegen den ſonſt von ihm beliebten Ton zu werten. 

Zu Öfterreich unterhält Italien diplomatiſch korrekte Ber 
ziehungen. Es läge an Öiterreich, fie herzlicher zu geſtalten. 

Ausdrücklich wird folgendes feſtgeſtellt: 

1. daß die Anweſenheit Faleſkis in Rom nicht zu Beſprechungen 
über einen politiſchen Vertrag geführt habe, 

2. daß Italien „ein tiefes Intereſſe daran habe, den Nanton 
Teſſin als integralen Beftandteil der Schweiz erhalten zu jehen“, 
kütt 5. daß die Beziehungen zu Frankreich ſich erheblich gebeſſert 

en. 

GSegenüber Jugoflawien fehlt es nicht an Ermahnungen. Es 
iſt Mufjolinis Überzeugung, daß laue Beziehungen zwiſchen Grenz⸗ 
nachbarn keine Exiſtenzberechtigung haben, ſie müſſen vielmehr aus- 
geprägt fein: entweder freundlich oder feindlich. Jugoflawien hat 
die Wahl. r 

Der Mellogg⸗Pakt wird in der Rede überhaupt nicht erwähnt, 
obwohl Muſſolini bei Darſtellung der italieniſch⸗amerikaniſchen Be⸗ 
ziehungen ausführlich über die Waſhingtoner Abrüſtungskonferenz, 
das italieniſch⸗amerikaniſche Schuldenfundierungs⸗ und Schieds⸗ 
gerichtsabkommen und die Auswanderung ſpricht. 

‚Don erhebli rößerem Intereſſe iſt der zweite, allgemeine 
Teil der Rede, Muſſcliſt gibt in Anregungen, die zur Löſung der 
wichtigſten politiſchen Probleme der Nachkriegszeit beitragen können, 
wenn auch nicht zu erwarten ift; daß der Anſtoß hierzu nunmehr 
von Italien ausgehen wird. 1 ; 

Internationale Verträge bezeichnet Muſſolini als Menſchenwerk, 
das nicht vollendet, er verbefleeungsfähig ſei. Auch das Statut 
des Völkerbundes ſehe die Revifion unanwendbar gewordener Ver- 
träge vor. Schwere Komplikationen können vermieden werden, wenn 
durch Reviſion der Friedensverträge, wo fie einer Reviſion bedürfen, 
dem Frieden neuer Spielraum gegeben wird. In dieſem Sinne ſei 


die italieniſche Politik pazifiſtiſch, doch dürfe man ſich nicht wundern, 
wenn Italien die Wehrmacht beibehalte, die für feine Exiſtenz und 
ſeine Zukunft nötig ſei. 

Dieſe Grundgedanken dürften durch die Sympathien Italiens 
für das verſtümmelte Ungarn eingegeben ſein. Ob Muſſolini 
bereit iſt, ſeine Theſe auch auf andere Grenzen als die ungariſchen 
auszudehnen und anzuwenden, bleibe unerörtert. 

Muſſolini erkennt die Keviſionsbedürftigkeit des Dawesplanes 
an. Dem Frieden und der Weltwirtſchaft würde gedient, wenn hinter 
das Geſchichtskapitel, welches „Reparationen“ überſchrieben iſt, das 
Wort „Ende“ geſetzt würde. Für Italien allerdings iſt der Grund⸗ 
ſatz von der Verflochtenheit der italieniſchen Kriegsſchulden mit den 
deutſchen Reparationszahlungen uneinſchränkbar verbindlich. 

Muſſolini behandelt ausführlich das Abrüſtungsproblem und 
ſeine Geſchichte. Die Verhandlungen ſeien bereits zweimal auf einen 
toten Punkt angelangt, es müſſe jedoch etwas Poſitives erreicht 
werden, ſchon um den deutſchen Grundſatz bekämpfen zu können, 
der auf dem Dilemma beruhe: Entweder die Mächte rüſten auf 
Grund der Verpflichtung des Friedensvertrages ab, oder aber Deutſch⸗ 
land muß ermächtigt werden, ſich zu bewaffnen. Deshalb ſei Italien 
„a priori“ bereit, als Grenze feiner Bewaffnung beliebige Zahlen, 
auch die niedrigſten, anzunehmen, vorausgeſetzt, daß ſie von keiner 
anderen europäiſchen Kontinentalmacht übertroffen werden, doch 
müſſe hierbei eine auswärtige Kontrolle ausgeſchloſſen fein. 

Am Schluß ſeiner Rede bezeichnet Muſſolini die Mitarbeit 
Italiens im Dölferbunde als aufrichtig und eifrig und beſchreibt 
die Entwicklung des italieniſchen auswärtigen Dienſtes und die Für⸗ 
ſorge für die Auslandsitaliener unter dem faſchiſtiſchen Regime. 


* * * 


Wenige Tage vor dieſer großen Rede iſt am 50. Mai in Rom, 
wie bereits in unferer letzten Nummer angekündigt, der italieniſch⸗ 
türkiſche Neutralitätsvertrag unterzeichnet worden. Der Vertrag ver- 
pflichtet beide Parteien: 

1. ſich an keinem gegen den anderen Teil gerichteten Bündnis 
oder Vertragsſyſtem zu beteiligen, 

2. im Falle eines Angriffs auf die andere Partei Neutralität 
zu bewahren, 

5. Streitfragen durch ein Vergleichs- Schiedsgerichts ⸗ 
verfahren zu löſen. 

Außerdem dürfte ſich Italien Einfluß auf die wirtſchaftliche 
Entwicklung Anatoliens gefichert haben. 

Wenn man bedenkt, daß die Türkei vor noch nicht allzu langer 
Seit ernſtlich daran dachte, aus dem Gefühl der Bedrohung durch 
Italien heraus ein Defenſivbündnis mit Jugoflawien zu ſchließen, 
ſo liegt in der jetzigen vollkommenen Frontſchwenkung der Türkei 
ein unbeſtreitbarer Erfolg der italieniſchen Außenpolitik. Es iſt 
vielleicht übertrieben, von einem Bund der Diktatoren in Europa 
zu ſprechen, aber die Identität der ſtaatlichen Einrichtungen, wie ſie 
zur Zeit in Italien und der Türkei beſtehen, dürfte nicht ohne Einfluß 
auf die Annäherung der beiden Länder geweſen ſein. 5 


Seipel über den Anſchluß. 

Vor einigen Tagen hat ein Journaliſt mit dem Bundeskanzler 
Seipel ein politiſches Geſpräch gehabt, in deſſen Verlauf die Rede 
auch auf die Zukunft Öfterreichs und feine Beziehungen zu Deutſch⸗ 
land gekommen iſt. Dabei hat Seipel Außerungen getan, die, wenn 
fie wirklich gemacht worden find, wohl Anſpruch auf größere Be- 
achtung verdienen. Er hat u. a. geſagt, daß man heute noch nicht 
vorausjehen könne, wie 3 die zentraleuropäiſchen Perhältniſſe end⸗ 
Mens geſtalten werden. Tatſache aber ſei, daß wir uns auf dem 

eg zur Schaffung größerer Einheiten befinden. Ebenſowenig 
könne die Notwendigkeit bezweifelt werden, daß Hſterreich in eine 
derartig größere Einheit einbezogen werden müſſe. Denn es ſei 
klar, daß Gſterreich auf die Dauer feine ſogenannte Selbſtändigkeit 
nicht werde aufrechterhalten können. Heute allerdings ſei 
der Jeitpunkt noch nicht gekommen, zu entſcheiden, welches die end⸗ 
gültige Löſung ſei. Auf die Frage des Journaliſten, wie Seipel ſich 
denn zum Anſchluß ſtelle, antwortete dieſer: Heute ſchon ſind wir mit 
Deutſchland in einem viel höheren als dem rein ſtaatsrechtlichen 
Sinne verbunden. Unlösbar verbunden. Irgendeine Kombination, 
die Deutſchland ausſchlöſſe, kommt für uns in alle Zukunft nicht in 
Frage. Aus wirtſchaftlichen und gefühlsmäßigen und tauſend an⸗ 
deren Gründen. Der Kreis der Möglichkeiten, die dann noch übrig⸗ 
bleiben, iſt allerdings ein viel größerer, als es auf den erſten Blick 
den Anſchein haben mag. Wir denken dieſe Probleme durch, wenn 
es auch zu irgendeiner Aktion noch viel zu früh iſt. 

Dieſe Außerungen des Bundeskanzlers ſcheinen uns in doppelter 
Binficht bemerkenswert zu fein. Erſtens iſt es, wenn wir gut 
unterrichtet find, das erſtemal, daß Seipel ſelbſt an die „fogenannte“ 
Selbſtändigkeit Öfterreichs nicht glaubt, und zweitens das erſtemal, 
daß er öffentlich in fo beſtimmter Form ein Bekenntnis zum groß- 
deutſchen Gedanken ablegt. Skeptiker, deren es dem öſterreichiſchen 
Bundeskanzler gegenüber leider, und ſicherlich mit Unrecht, viele gibt, 
werden allerdings auch hier ſagen können, daß er mit den ſchönen 
Worten nur geſchickt ſeine Stellungnahme zum Anſchluß vermieden 
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habe beziehungsweiſe den Anſchluß durch irgendeine myſtiziſtiſche Kom⸗ 
bination erſetzen zu wollen. Und es iſt ja auch nicht beſtreitbar, gibt er 
es ja ſelbſt zu, daß er ſich über das endgültige Verhältnis Gſter⸗ 
reichs zum Deutſchen Reich ſelbſt noch keine Klarheit verſchafft hat 
und daß er demnach auch den Anſchluß in der Form, wie ſie heute 
auf der Tagesordnung ſteht, allem Anſchein nach nicht als die allein 
mögliche Löſung anſieht. Aber außer allem Sweifel ſteht, daß auch 
Seipel ſich die Zukunft Öfterreichs abſeits von Deutſchland nicht vor» 
ſtellen kann und daß auch für ihn die Schickſalsgemeinſchaft zwiſchen 
Gſterreich und Deutſchland in alle Zukunft eine unabänderliche Tat- 
ſache iſt. Jedenfalls wird man den Erklärungen des Bundeskanzlers 
eine große Bedeutung nicht abſprechen können, zumal ſie in einer Seit 
gemacht worden ſind, in der immer wieder Gerüchte von irgendwelchen 
Beſtrebungen zur Schaffung einer mitteleuropäiſchen Zollunion oder 
einer Donauföderation ohne Deutſchland auftauchen. Sie werden 
ſicherlich zur Klärung der Verhältniſſe weſentlich beitragen. — 


Das Expofe Dr. Beneſchs. 


Im außenpolitiſchen Ausſchuß des Prager Abgeordnetenhauſes 
erſtattete Dr. Beneſch am 6. Juni einen längeren Bericht über die 
Außenpolitik, worin er ſowohl die allgemeinen aktuellen Probleme 
als auch die Fragen eingehend behandelte, die die Tſchechoſlowakei be⸗ 
ſonders angehen. Seine Ausführungen waren von einem ſtarken 
Selbſtbewußtſein getragen, wie es Herrn Beneſch nun einmal eigen 
iſt, ſo daß man den Eindruck gewinnen konnte, daß ſeine Stellung, 
die in der letzten Zeit in Prag wiederholt als erſchüttert bezeichnet 
worden war, ſich wieder befeſtigt habe. Auch ſein heißes Bemühen, 
auch nur den Schein zu meiden, als ob er in der Führung der 
Außenpolitik nicht völlig frei und unbeeinflußt ſei, kann nicht darüber 
hinwegtäuſchen, wie er ſich überall bei feiner Stellungnahme zu 
den einzelnen Problemen aus der franzöſiſchen Rüſtkammer die 
Argumente holt. Auch in dieſer Rede iſt noch immer die „Solidarität 
der Sieger“ zu ſpüren. So beurteilt er die Arbeiten des Sicher ⸗ 
heitsausſchuſſes mit großer Zuverficht, und wenn er es auch 
nicht direkt ſagt, ſo ſpürt man es, einen wie großen Anteil an dem 
angeblichen Erfolg er für ſich als dem Präſidenten des Ausſchuſſes 
in Anſpruch nimmt. Demgegenüber iſt fein Urteil über die Der- 
handlungen der vorbereitenden Abrüſtungskonferenz ſehr 
peſſimiſtiſch. Beſonders ſtark franzöſiſch pointiert iſt ſeine Haltung 
dem Kellogg⸗Pakt gegenüber. Bier macht er ſich alle die be⸗ 
kannten franzöſiſchen Vorbehalte zu eigen und glaubt, daß er ſchließ⸗ 
lich nach Überwindung noch beſtehender Schwierigkeiten unter dieſen 
Voraus ſetzungen zuſtande kommen wird. Aber auch dann würde er 
niemals, wie er ausdrücklich betont, auf „andere Sicherheitsgarantien 
und die eigenen Abwehrmittel“ verzichten. Mit anderen Worten: 
Regionalverträge und Rüftung bleiben dadurch unberührt. Man muß 
ſagen, daß ſich in der Außerung kein allzu großes Vertrauen zu dem 
Kriegsächtungspakt dokumentiert. 


Intereſſant iſt die Art, wie Beneſch über den Konflikt zwiſchen 
Italien und Jugoſlawien hinweghuſcht. Er glaubt, daß 
dieſer ſich ſeiner Löſung nähert. Wie er ſich die Löſung denkt, ver⸗ 
ſchweigt er; aber in vorſichtiger Weiſe verteilt er ſein Lob und ſeine 
Anerkennung nach beiden Seiten, um ja nicht hier oder dort anzu 
ſtoßen. Man wird ihm immerhin zuſtimmen können, wenn er eine 
e Auseinanderſetzung zwiſchen den beiden Gegnern für aus⸗ 
geſchloſſen hält; denn die Großmächte haben alles Intereſſe daran, 
einen Ausbruch des Konfliktes zu verhindern, und Jugoflawien und 
Italien ſind beide nicht ganz frei in ihren endgültigen Ent⸗ 
ſchließungen. 

In ſehr ſcharfer Weiſe fett ſich der tſchechoſlowakiſche Außen⸗ 
miniſter mit der ungariſchen Reviſionsbewegung aus⸗ 
einander. Man mag darüber denken, wie man will, ſicher iſt jedoch, 
daß die ungariſche Propaganda zur Reviſion des Friedensvertrags 
von Trianon in der Tſchechoſlowakei eine ziemlich unruhige Stim⸗ 
mung erzeugt hat. Die Erklärungen des Herrn Beneſch verfolgten nun 
offenſichtlich den Zweck, die entſtandene Unruhe zu bannen. Daß er 
dieſer Bewegung keinen Erfolg verſpricht, hat niemand anders er⸗ 
wartet. Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt, daß er ſich hierbei auf die Über⸗ 
einſtimmung der Kleinen Entente berufen kann, wie er 
übrigens wiederholt während feiner Ausführungen rühmend die Fu⸗ 
ammenarbeit der Kleinen Entente erwähnt. Man wird auch nicht 
ehlgehen, wenn er zu der ſelbſtbewußten Erklärung über die 


ungariſche Reviſionsbewegung aus Pariſer und Londoner Derjiche- 


rungen Mut geſchöpft hat. 

Sum Schluß feines Erpofes kommt Beneſch auf feinen Be⸗ 
ſuch in Paris, Brüſſel, gondon und Berlin zu 2 Überall 
hat er die beiten Eindrücke bekommen. Für uns ijt am bemerfens- 
werteften, was er über feinen Berliner Beſuch erzählt. 


Unter befonderer Betonung der guten Beziehungen zwiſchen den 


beiden Nachbarländern „itellt er gern feſt, daß all feine Unter⸗ 
redungen von aufrichtigſtem Geiſt und von wahrhaft freundſchaft⸗ 
lichen Intuitionen geleitet waren“. In Berlin habe er auch Gelegen ⸗ 
heit gehabt, die bisherige zentraleuropäifche Politik der Tſchecho⸗ 
ſlowakei genaueſt darzulegen, ſowohl in rein politiſchem wie in 
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wirtſchaftlichem Sinn. Er habe betont, daß ſie auf dem politiſchen 
Status quo und auf der ſtrikten und entſchiedenen Aufrechterhaltung 
und Wahrung des Friedens beruhe. Dieſe Erklärungen hat er dann 
in der Ausſprache noch dahin ergänzt, daß die Tſchechoſlowakei unter 
dieſer Vorausſetzung zu jeder wirtſchaftlichen Sufammenarbeit be⸗ 
reit ſei, wenn ihre wirtſchaftliche Souveränität dabei unberührt 
bleibe. Er fei daher für keine Zollunion noch auch für eine 
Donauföderation und ebenſo nicht für etwas Ahn⸗ 
liches. Andererſeits habe er ſchon wiederholt betont, daß er in. 
Zentraleuropa für die Politik im Sinne der Genfer Wirtſchafts⸗ 
konferenz ſei. Es wird gut ſein, ſich dieſe Feſtlegung der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Politik mit Bezug auf die immer wieder aufflackernden 
Gerüchte von zentraleuropäiſchen Plänen Beneſch' für die Zukunft 
zu merken. Don feinem Berliner Beſuch verſpricht er ſich übrigens 
ſehr viel, ſowohl für ſeinen Staat als auch für den Frieden Europas 
überhaupt, Wenn dem wirklich jo iſt, jo muß man ſich fragen, 
warum er denn nicht ſchon früher ſeinem Vaterland und Europa 
dieſen Dienſt erwieſen hat. 

Das ganze Expoſé Beneſchs iſt beherrſcht von dem Glauben, 
daß ſich die Derhältniffe in Europa trotz verſchiedentlicher Span⸗ 
nungen und mancherlei Gegenſtrömungen immer mehr konſolidieren 
und daß der Friede Europas nicht gefährdet iſt. Der deutſche Sozial⸗ 
demokrat Dr. Czech hat dem Miniſter in der Debatte den Vorwurf 
gemacht, daß er die Lage zu optimiſtiſch anſehe. Beneſch ſelbſt hat 
ſich zu dem Optimismus bekannt, weil er ihn für durchaus berechtigt 
halte, Und man wird ihm ohne weiteres zugeſtehen müſſen, daß auch 
er als tſchechoſlowakiſcher Außenminiſter eine gute Portion Optimis- 
mus nötig hat, wenn er ſein ſicherlich nicht ganz einfaches Amt 
einigermaßen gut verwalten will. 


Zur Lage in China. 


Unter dem Drucke der ſüdchineſtiſchen Heere faßte Chang⸗Tſo⸗-Lin 
in der letzten Maiwoche den Entſchluß, Peking und die Provinz 
Chihli zu räumen und ſich in die Mandſchurei zurückzuziehen. Die 
friedliche Abwicklung der Räumung fuchte er durch Verhandlungen 
mit feinen Gegnern zu ſichern, für die Aufrechterhaltung der Grd⸗ 
nung in Peking wurde ein Komitee von Notabeln eingeſetzt. Am 
2. Juni verließ Chang⸗Tſo⸗Lin ſelbſt die Stadt. Kurz vor dem 
Eintreffen des Eiſenbahnzuges in mukden wurde an der Kreuzung 
der Peking⸗Mukden⸗Bahn mit der ſüdmandſchuriſchen Bahn ein 
Bombenattentat auf den Zug verübt, durch das Chang⸗Tſo⸗Lin 
ſchwer verwundet wurde. Die Kerntruppen Chang⸗Tſo⸗Lins dürften 
in der Mandſchurei eingetroffen ſein oder ſich auf dem Marſche 
dorthin befinden. Die Truppen Chang-Tfo-Chang und Sun-Chuan- 
Fangs ſollen nicht in die Mandſchurei verlegt werden. Sie ſtehen 
in der Umgebung von Tientſin; Verhandlungen über ihre Über⸗ 
nahme durch die Nankingregierung ſind im Gange. Die Hauptmacht 
Hen-Hfi-Shans ſteht im Weſten und Südweſten von Peking. Teile 
dieſer Truppen beſetzten nach dem Abzug Chang⸗Tſo-Sins Peking. 
Die Hauptmaht Feng⸗Vü⸗Hſiangs ſteht vor Tientſin auf dem Süd⸗ 
ufer des Peiho. In den letzten Tagen ſollen zwiſchen dieſen Truppen 
und den auf dem Vordufer jtehenden Nordtruppen Gefechts 
handlungen ſtattgefunden haben. Ein kleiner Teil der Truppen 
seng-Nü-Hfiangs fteht ſüdlich Peking. Die Beſetzung Pekings durch 
Nen⸗bſi⸗Shan hat ſich in Ruhe und Ordnung vollzogen. Das Ge⸗ 
ſandtſchaftsviertel iſt durch ausländiſche Truppen geſichert. Auch 
Tientſin wird durch ausländiſche Truppen geſchützt, die ſich auf 
rund 15 000 Mann, darunter 5000 Japaner und 4000 Amerikaner 
beziffern. a 

Durch dieſe Ereigniffe iſt wieder eine neue Lage geſchaffen 
worden, deren Entwicklung ſich ſchwer überſehen läßt. Eine wichtige 
Frage iſt dabei, ob Chang⸗Tſo⸗Lin wieder hergeſtellt wird, oder ob 
im Falle ſeines Ausſcheidens eine Perſönlichkeit vorhanden iſt, die 
ſeine Politik fortſetzt. Eine andere wichtige Frage iſt es, ob mit der 
militäriſchen Beſetzung Pekings und der Provinz Chihli auch der Ein⸗ 
fluß der Nankingregierung entſprechend erweitert werden wird. Der- 
ſchiedene Anzeichen ſprechen dagegen. Nach den letzten Nachrichten 
hat ſich das fchon immer geſpannte Verhältnis unter den drei 
Generälen der Südarmee Chiang-Kai-Shef, Feng⸗Hü⸗Hſiang und 
Nen⸗Hſi⸗Shan verſchärft. Es wird behauptet, daß Feng und Ven 
ſich früher dahin geeinigt hätten, daß Feng Schantung und Hen 
Chihli mit Peking und Tientſin erhalten ſolle, daß die Anſammlung 
der Truppen cFengs vor Tientſin und Peking jedoch hiermit im 
Widerſpruch ſtehe und Ven verſtimmt habe. Bedenklich erſcheint 
ferner die Nachricht, daß Chiang-Kai-Shef von feinem Poſten zurüd- 
getreten ſei. Offiziell begründet hat Chiang dieſen Schritt angeblich 
damit, daß mit der Einnahme Pekings das Fiel der Nationaliſten 
erreicht ſei; der wahre Grund ſoll aber darin liegen, daß Chiang der 
Rivalität Mens und Fengs machtlos gegenüberſteht. Als mächtigſter 
Mann der Südpartei iſt Feng zu betrachten. Unter dieſen Umſtänden 
beſteht die Möglichkeit, daß die Beſetzung der Nordprovinzen durch 
die Südarmee wiederum in eine Herrſchaft der Generäle ausarten 
und die Einigung don Nord und Süd wiederum vereitelt wird. 

Die Haltung der Großmächte iſt eine abwartende. Man be⸗ 
ſchränkt ſich auf den Schutz von Leben und Eigentum der Staats- 
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angehörigen in den Hauptgefahrzonen. Don ernſteren Zwiſchenfällen 
iſt neuerdings nicht die Rede geweſen. Auch in der Mandſchurei hat 
ſich bisher nichts ereignet, das die japaniſche Regierung hätte ver⸗ 
anlaſſen können, auf Grund ihrer ſetzten amtlichen Erklärung be⸗ 
ſondere Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Friedens zu ergreifen. 


Die verſchleppung der Saarfrage. 


Eine kurze Zeitlang durfte das Saargebiet ſich in dem Glauben 
wiegen, daß es Frankreich mit der Rückgabe des Saargebietes ernſt 
ſei. Schon fah man das beißerſehnte Ziel der Wiedervereinigung 
mit dem Reich in greifbarer Nähe vor ſich, ſprach von einer Friſt 
von ein bis zwei Jahren, bis der unnatürlichen Abtrennung ein 
Ende gemacht ſei. Es blieb bei ſchönen Verſprechungen und hoch⸗ 
tönenden Worten Frankreichs. Mit wachſender Bitternis jah die 
Saarbevölterung Frankreichs Abkehr vom Verſtändigungsgedanken 
und die Rückkehr des Nationalismus. Die franzöſiſchen Kammer⸗ 
wahlen vom April 1928 bedeuten den Schlußſtrich unter eine 
Periode der herbften Enttäuſchung. Das Saargebiet weiß jetzt, 
woran es iſt. Es klagt nicht, es verzagt nicht. Mit ungebrochenem 
Mut ſchickt es ſich an, den aufgezwungenen Abwehrkampf fort⸗ 
zuführen bis zum glücklichen Ende. Acht ſchwere Jahre find durch⸗ 
gekämpft, ſieben weitere Jahre gilt es durchzuhalten, bis endlich, 
endlich das Jahr 1935 die Befreiung bringt. Überall ſehen wir 
den unbeugſamen Willen, im Kampfe um die Heimat auszuhalten 
a e Preis und alle erlittene Unbill Frankreich im Jahre 1955 

einer vernichtenden Abſtimmungsniederlage heimzuzahlen. Ein 
dundertprozentiges Plebiſzit für Deutſchland mag dann die letzte 

Finnerung an das unglückſelige Gebilde „Saargebiet“ fein. Für⸗ 
wahr, der Heroismus der kleinen, tapferen Saarbevölkerung erfüllt 
einen immer wieder mit Bewunderung. Ob man ſich im Reiche 
immer der Opfer bewußt iſt, die an der Saar für den deutſchen 
Gedanken gebracht werden? mehr denn je tut not, daß das ganze 
deutſche Volk die Saarländer moraliſch und materiell mit allen 
Kräften unterſtützt. 

Beredten Ausdruck haben die Gefühle und Stimmungen der 
Saarbevölkerung in der dieſer Tage ſtattgefundenen erſten Sitzung 
des neuen Landesrates gefunden. Einmal mehr hat das Saar- 
parlament ſeine Stimme erhoben, um vor aller Welt ein feierliches 
Treugelöbnis zum Reiche abzulegen. Die Vertreter aller Parteien, 
alte und neue Abgeordnete, erklärten einſtimmig als oberſtes Fiel 
ihrer Arbeit die Kückkehr des Saargebietes zum Reich. „Die Saar⸗ 
länder fühlen keinen andern Wunſch“, ſo rief unter dem Beifall 
des Hauſes der Abg. Levacher aus, einer der Vorkämpfer der 
Saardelegationen in Genf, „als auf ewig ungetrennt mit dem 
deutſchen Volke und Reiche zu leben“. Einmal mehr wurde auch 
das Fiasko der Völkerbundspolitik an der Saar — ein ſozial⸗ 
demokratiſcher Redner nannte das Saargebiet mit Recht das Kuh- 
handelsobjeft unter den Völkerbundsmächten — und die in ihrem 
Gefolge eingetretene wirtſchaftliche Derelendung des Saargebietes 
feſtgeſtellt. Der Abg. Schmelzer gab die Verſicherung ab, man werde 
nicht ruhen und raſten, bis das auf Lug und Trug aufgebaute Saar⸗ 
gebilde — man denke an die Mär von den 150000 Saarfranzoſen 
— zerſtört ſei. Allen Fraktionsrednern war die Parole gemeinſam: 
Zurück zum Reich! Und bis dahin Abwehr all deſſen, was die 
Wiedervereinigung zu hintertreiben ſucht. Das war zugleich eine 
unmißverſtändliche Antwort an die Adreſſe Frankreichs. 


Der Kampf um die deutſche Saar geht alſo weiter. Aber nicht 
nur zeitlich iſt die Saarfrage verſchoben, auch das Kampffeld ſelbſt 
hat ſich geändert. Mehr und mehr verſchiebt Frankreich die Saar- 
frage vom politiſchen auf das wirtſchaftliche Gebiet. Es entſpringt 
dies wohlberechneter Abſicht. Frankreich iſt ſich bewußt, daß es 
politiſch keinerlei Anſprüche auf das Saargebiet mehr erheben kann, 
ohne verlacht zu werden. Allzu deutlich ſpricht die Sprache der 
Saarbevölkerung. Um ſo mehr klammert ſich Frankreich an wirt⸗ 
ſchaftliche Faktoren, die angeblich die Preisgabe des Saargebietes 
unmöglich machen. Bezeichnenderweiſe ſtehen die Saargruben unter 
dieſen Faktoren nicht an erſter Stelle. das Intereſſe für die Saar- 
gruben hat erheblich nachgelaſſen, ſeitdem Frankreich nicht mehr 
weiß, wie es feine eigene Kohlenüberproduftion unterbringen ſoll. 
Durch fortgeſetzte Feierſchichten und ſtarke Belegſchaftsverringe⸗ 
rungen wird die Saarproduktion gedroſſelt und in die Gruben nichts 
mehr hineingeſteckt, ſondern nur noch möglichſt viel für den Staats⸗ 
ſäckel herausgeholt. Mit dem, was übrigbleibt, mögen die Preußen 
dann 1955 fehen, was fie damit anfangen. Das Schwergewicht des 
franzöſiſchen Intereſſes konzentriert ſich auf die Erhaltung des 
Saargebietes als franzöſiſcher Abſatzmarkt. In zahllofen Preffe- 
artikeln, ganz beſonders aber in dem franko-ſaarländiſchen Wirt⸗ 
[aftstongreg vom vergangenen Oktober tritt dieſe Strömung deut- 
ich zutage. Nach der franzöſiſchen Theſe iſt das Saargebiet durch 
ſeine Eingliederung in das franzöſiſche Follgebiet zu einem Haupt- 
abſatzgebiet der franzöſiſchen Induſtrie geworden, auf das dieſe nicht 
mehr verzichten kann. Zum Beleg diefer Behauptung wird immer 


wieder die phantaſtiſche Ziffer von zwei Milliarden Franken — 
oder ſogar darüber — aufgetiſcht, die angeblich den Jahresumſatz 
Frankreichs an der Saar darſtellen ſoll. In Wirklichkeit iſt dieſe 
Sahl völlig aus der Luft gegriffen, wobei nur daran erinnert 
werden braucht, daß feit 1925 eine Follſtatiſtik, die den franzöſiſch⸗ 
ſaarländiſchen Warenaustauſch mengenmäßig oder wertmäßig er⸗ 
faßt, nicht mehr exiſtiert. Für das Jahr 1924 iſt der Wert der 
franzöſiſchen Wareneinfuhr ins Saargebiet in der franzöſiſchen Zoll- 
ſtatiſtik auf 1,57 Milliarden Fr. veranſchlagt. Geſetzt den Fall, 
daß dieſe Ziffer richtig wäre — eine Nachprüfung iſt nicht mög⸗ 
lich —, ſo iſt für heute unbedingt ein Sinken und keinesfalls ein 
Steigen der Siffer anzuſetzen. Denn zu jener Zeit überſchwemmten 
franzöſtſche Waren das Saargebiet, während die deutſchen Waren 
durch Soll⸗ und Dalutamauern — die durch die Markſtabiliſierung 
hervorgerufene gewaltige Teuerungswelle in Deutſchland machte 
dem Frankeninflationsland Saargebiet damals den Bezug deutſcher 
Waren faſt zur Unmöglichkeit — abgeſperrt wurden. Seitdem 
haben die Derhältniffe ſich umgekehrt. durch die Saarzollabkommen 
und den deutſch⸗franzöſiſchen Handelsvertrag iſt der deutfch-jaar- 
ländiſche Warenaustauſch mehr und mehr in normale Bahnen zu⸗ 
rückgekehrt, was ſich in einem auf faſt allen Gebieten ſichtbaren 
Rückgang franzöſiſcher Fabrikate auswirkt. Deutſche Waren ge⸗ 
nießen vor franzöſiſchen, ſelbſt wenn ſie durch Zölle verteuert ſind, 
immer den Vorzug, mag es ſich um Stoffe oder Möbel, um Haus- 
gerät oder Schmuckwaren handeln. Halten wir uns die Tatſache 
vor Augen, daß die Ausfuhr aus dem Reich ins Saargebiet von 
1926 auf 1927 dem Werte nach um a5 v. B., d. h. faſt um die 
Hälfte, geſtiegen iſt, ſo kennzeichnet ſich auf den erſten Blick die 
von Frankreich gefliſſentlich verbreitete Swei-Milliarden-Ziffer 
als bewußte Irreführung der öffentlichen Meinung zu ſehr durch- 
ſichtigem Zwecke. 

Die franzöſiſche Beweisführung iſt aber auch in anderer Hin- 
ſicht hinfällig. Im Derfailler Vertrag ſteht, daß Frankreich die 
Saargruben als Entſchädigung für die Serſtörung der nordfranzöſi⸗ 
ſchen Zechen erhalten ſollte. Mit keinem Worte iſt aber davon die 
Rede, daß das Saargebiet Frankreich als Abſatzkolonie ausgeliefert 
werden ſollte. Die Einbeziehung in das franzöſiſche Zollgebiet er⸗ 
folgte vielmehr zur „Sicherſtellung der Ausbeutung der Gruben“. 
Frankreich hat alſo nicht das geringſte Recht, außer auf die Saar- 
gruben wirtſchaftlich irgendwelchen N auf das Saargebiet 
zu erheben, ebenſowenig wie politiſch. rotzdem ſpitzt ſich der 
Kampf um die Saar für Frankreich mehr und mehr zu einem Kampf 
um den Saarmarkt zu. Weſentlich trägt dazu die Haltung der 
beiden elſaß⸗lothringiſchen Departements bei, die alle Hebel in Be- 
wegung ſetzen, um ſich den Saarmarkt zu erhalten. Diesbezügliche 
Eingaben der dortigen Handelstammer ſind an der Tagesordnung. 
Gern wird dabei auch der Trumpf ausgeſpielt, daß der Austauſch 
von Saarkohle gegen lothringiſche Minette beide Gebiete voneinander 
abhängig mache und dem Saargebiet die Trennung verhängnisvoll 
ſein würde. Dieſe kaum verhüllte Drohung an die minette⸗ 
verbrauchende Saareiſeninduſtrie muß ihre Wirkung verfehlen, weil 
ſie überſieht, daß einmal Kohle und Minette im allgemeinen zoll⸗ 
freie Güter ſind, deren Austauſch die Aufrichtung einer Follſchranke 
nicht im Wege ſteht und daß andererſeits die lothringiſchen Erz⸗ 
gruben ſelbſt das größte Intereſſe daran haben, ſich ihre Groß- 
abnehmer an der Saar zu erhalten. Im übrigen genügt es, auf 
den internationalen Eiſenpakt 3 B. zu verweiſen, der den Aus- 
tauſch von Minette gegen Ruhrkoks vorſieht. In das Gebiet der 
franzöſiſchen Übertreibungen gehört auch die Behauptung des 
„Temps“ — der kürzlich einen Berichterſtatter ins Saargebiet ent- 
ſandte —, daß Frankreich 70—75 v. J. der Saarinduſtrie in den 
Händen habe. So hat Frankreich von den vier großen Hütten ⸗ 
werken der eiſenſchaffenden Induſtrie Dillingen, Halberg, Neun⸗ 
kirchen und Völklingen — die Burbacherhütte als Konzernswerf 
der luxemburgiſchen Arbed muß außer Betracht bleiben — mit 
einem Aktienkapital von insgefamt 107 Millionen Fr. nur 48 Mill. 
Frank etwa in der Hand, von Völklingen überhaupt nichts, von 
Neunkirchen 20 v. H. 

Durch ſeine neue Taktik vermag Frankreich die Saarfrage zu 
verſchleppen, aber nicht umzubiegen. Im Bezug und noch viel mehr 
im Abſatz bleibt das Saargebiet lebensnotwendig auf das Reich 
angewieſen. Dr. Cartellieri. 


Die berufliche Gliederung der öſterreichiſchen 
Bevölkerung. 


5 In Sſterreich hat am 7. 3. 1923 eine Volks, ählung, verbunden 
mit einer Berufszählung, ſtattgefunden, die zum erſten Male nach dem 
Kriege die berufliche Gliederung des öſterreichiſchen Volkes, ſoweit 
es innerhalb der neuen engen Grenzen wohnt, erkennen laſſen ſollte. 
Infolge vorzeitiger Einſtellung der Bolkszählungskredite mußte jedoch 
die Auswertung der Ergebniſſe dieſer Fählung abgebrochen werden. 
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Aufgearbeitet werden konnten nur die Keſultate für Wien, Nieder- 
öfterreich, Kärnten, Tirol und Vorarlberg, während für die übrigen 
vier Bundesländer: Oberöſterreich, Salzburg, Steiermark und das 
Burgenland die Auszählung nicht mehr möglich war. Da aber ſo⸗ 
wohl in der Verwaltung wie in der Wirtſchaft ein ſtarkes Bedürfnis 
vorliegt, die Berufsſchichtung in ganz Öfterreich kennenzulernen 
— erſt die Kenntnis des beruflichen Aufbaues des Volkes ermöglicht 
eine vernünftige und zielbewußte Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik —, 
ſo hat das öſterreichiſche Bundesamt für Statiſtik die Berufsſchichtung 
auch der fehlenden Länder ſchätzungsweiſe berechnet. Die Ergebniſſe 
wurden vor kurzem veröffentlicht. Danach erhalten wir von der be⸗ 
ruflichen Gliederung der öſterreichiſchen Bevölkerung folgendes Bild: 


Hauptberuflich Erwerbstätige? . 5 602 554 
Familienangehörige ohne eigenen Hauptberuf 2 203 692 
Berufsloſe 6 544 555 


Bei einer Geſamtbevölkerung Öjterreihs in Höhe von 6,5 Mil- 
lionen ſtehen alſo rd. 55 v. B. im Erwerbsleben. 


Da das Bundesamt für Statiſtik bei der Auswertung der 
Zählungsergebniſſe von 1925 auch die Zahlen von 1910, der letzten 
Berufszählung in Oſterreich vor dem Kriege, berückſichtigt hat, jo 
ermöglicht ſich dadurch ein Vergleich über die Berufsſchichtung in 
Öfterreich vor und nach dem Kriege. Allerdings iſt bei dieſem Der- 
gleich zu beachten, daß das Burgenland infolge methodiſcher Der- 
Ichiedenheiten der ungariſchen Volkszählung von 1910 unberückſichtigt 
bleiben mußte. Wenn wir alſo vergleichen wollen, wie ſich Öfterreichs 
Bevölkerung 1910 und 1925 im Wirtſchaftsleben betätigte, müſſen 
wir die Ergebniſſe ohne das Burgenland betrachten. Wir erhalten 
dann folgendes Bild: 


von den hauptberuf⸗ 


von den Berufs» 


Es betätigten ſich in lich Erwerbstätigen zugehörigen 
1910 1928 1910 1923 
Land- u. Forſtwirtſchaft.] 38,1% | 38,5% | 29, % 28,5% 
Induſtrie u. Gewerbe. 33,0% | 33,9% 33,4 % 34,0% 
(einſchl. Bergbau und 
Hüttenweſen) 
Handel und Derfehr ... | 14,0% 15,8% 14,8% 16,6 % 
(einfchl. Gaſt⸗ u.Schanf- 
gewerbe) 
häuslichen Dienſten 277 70 5,5% 4,6% 3,4% 
öffentlichen Dienſten und 
freien Berufen 272 90 5% 68% 6,2% 
Berufsloſe 5 — 10, % 11,5% 


Der Dergleich zeigt für das Jahr 1925 bei den Berufsgruppen 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft ſowie Induſtrie und Gewerbe kleine Su- 
nahmen, bei den im Handel und Perkehr Erwerbstätigen eine ſtärkere 
Zunahme, bei den Gruppen häusliche Dienſte und öffentliche Dienfte 
und freie Berufe dagegen eine Abnahme. Ahnlich iſt das Bild bei den 
Berufszugehörigen, nur daß hier auch die Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
eine Abnahme aufweiſt. Die Abnahme der im häuslichen Dienſt Be⸗ 
ſchäftigten gegenüber 1910 iſt eine Folge der Verarmung der beſſer⸗ 
geſtellten Schichten der Bevölkerung. Die Abnahme beim öffentlichen 
Dienſt erklärt ſich teils daraus, daß von Wien nach der Auflöſung des 
Kaiſerreiches eine Beamtenabwanderung nach den Nachfolgeftaaten 
ſtattgefunden hat, teils aus dem überaus ſcharfen Beamtenabbau in 
Gſterreich. g 


Aus der folgenden Tabelle erſehen wir die berufliche Schichtung 
in Gſterreich nach dem Kriege unter Einbeziehung des Burgenlandes. 


1 als Haupt; als Berufs» 

daten kits ift erwerbstätige | zugehörige 
Land und Forſtwirtſchaft.. 30,0% 
Induſtrie und Gewerbe 33,5% 
Handel und Verkehr 16,1% 
häuslichen Dienften .......... 3,3 90 

öffentlichen Dienſten und freien 

VVV 6,0 90 
Verzifsloſe essen 11,1% 


Danach betrug der Anteil der in der Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
Berufstätigen im Jahre 1923 annähernd zwei Fünftel aller Berufs⸗ 
tätigen. Erſcheint demnach die landwirtſchaftliche Betätigung im 
Vergleich zu den übrigen Berufsgruppen als die ſtärkſte, ſo geht 
dieſes übergewicht der Landwirtſchaft verloren, wenn man eine 
andere Gruppeneinteilung vornimmt und die beiden Berufsklaſſen 
Induſtrie und Gewerbe ſowie Handel und Verkehr zuſammenfaßt; 
denn dann ergibt ſich daß die Berufstätigen in dieſen beiden Gruppen 
48,7 v. ). der Erwerbstätigen ausmachen. 
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Die Angeſtelltenverſicherung im Jahre 1927. 


Nach dem Geſchäftsbericht des Direktoriums der Reichs ⸗ 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte ſind im Jahre 1927 die Leiſtungen 
der Angeſtelltenverſicherung wieder geſtiegen, jedoch bei weitem nicht 
jo ſprunghaft wie im Vorfahre. 

An Ruhegeldern wurden 16 221 (gegen 16 690 im Vor- 
jahre) neu bewilligt. Am Schluſſe des Jahres liefen 62 502 Ruhe ⸗ 
gelder (gegen 50595 Ende 1926 und 36 677 Ende 1925). An 
Hinterbliebenenrenten find 12954 (gegen 14 582 im Dor- 
jahre), davon 7569 Witwen- und Witwer- und 5585 Waiſenrenten 
neu bewilligt worden. Am Schluſſe des Jahres liefen insgeſamt 
67 551 (im Vorjahre 57 616) Hinterbliebenenrenten, davon 
39 767 Witwen- und Witwer und 27564 Waiſenrenten. Dieje 
Renten erfordern einen monatlichen Koſtenaufwand von rund 
6,1 Mill. M., von denen auf die Ruhegelder rund 4 Mill. m. 
entfallen. ö 


Auf Grund einer Reichstagsentſchließung vom 13. Dezember 1927 
hat das Direktorium zu Weihnachten eine einmalige Sonder ⸗ 
zahlung von 9 M. für jeden Ruhegeld⸗, Witwen⸗ und Witwer⸗ 
rentenempfänger und von 5 M. zu jeder Waiſenrente und dem 
Kinderzuſchuß gewährt. Die Geſamtkoſten hierfür beliefen ſich auf 
rund 1 Mill. Ni. 

Die Geſamtzahl der Anträge auf Heilverfahren belief ſich 
auf 92 794. Davon waren Anträge auf „ſtändiges Heilverfahren“ 
(Kuraufenthalt) 58 889. Bewilligt wurden 34 574 ſtändige Heil⸗ 
verfahren. Das iſt zwar eine abſolute Steigerung gegenüber dem 
Vorjahre (52 679), aber mit 58 v. H. der insgeſamt erledigten An- 
träge eine prozentuale Verminderung (61,8 v. H.). Der Bericht be- 
merkt, daß die Ablehnungen nicht aus Mangel an Mitteln erfolgten, 
ſondern aus ſachlichen Gründen unter Berückſichtigung der für die 
Einleitung eines Heilverfahrens geltenden Grundſätze. Anfang 1927 
tft, vielfachen Wünſchen aus Verſichertenkreiſen entſprechend, ein be- 
ſonderer Ausſchuß eingeſetzt worden, der aus dem Leiter der Heil⸗ 
verfahrensabteilung, je einem Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmermitglied 
des Direktoriums und einem ärztlichen Sachbearbeiter beſteht. Er 
hat 1925 abgelehnte Anträge nachgeprüft, mit dem Ergebnis, daß 
nur in 96 Fällen nachträglich den Anträgen entſprochen wurde und 
in 49 Fällen noch weitere Ermittelungen angeſtellt wurden. Don 
den ſtändigen Heilverfahren wurden 35,5 d.h. — ein leichter 
Rückgang gegenüber dem Vorjahre (mit 55 v. H.) — in Lungenheil⸗ 
ſtätten mit einer durchſchnittlichen Kurdauer von 91 Tagen, und 
65,8 v. H. in Sanatorien, darunter 7 eigenen der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt, und Bädern mit einer Durchſchnittsdauer von 51 Tagen 
durchgeführt. 

Die weiteren 55 905 Anträge bezogen ſich auf „nichtftändige 
Heilverfahren“ (Suſchüſſe zum Sahnerſatz und zu anderen größeren 
Heilmitteln). Bewilligt wurden 51977, d. ſ. 97 v. J. der insgeſamt 
erledigten Anträge. Dieſer Anteil iſt gewiß recht hoch, doch wird 
vielfach über zu geringe Höhe der Fuſchüſſe geklagt. — Gewährt 
wurden ferner 6554 Fuſchüſſe zur Heilung von Geſchlechts⸗ 
krankheiten und 4878 Suſchüſſe zu Kinderheilverfahren. 


Sur Förderung der allgemeinen Geſundheitsfürſorge wurden, 
wie in den Vorjahren, dem Deutſchen Zentralkomitee zur Be- 
kämpfung der Tuberkuloſe 500 000 M. und noch weiteren Zentral- 
organiſationen Jahresbeihilfen (die Höhe wird nicht angegeben) 
überwieſen. 

Die Ausgaben betrugen für Ruhegelder rund 47,8 Mill., 
für Hinterbliebenenrenten rund 25,6 Mill., für weitere Renten- 
leiſtungen rund 2 Mill., für einmalige Abgeltung an die Invaliden⸗ 
verſicherung für Rentenaufwendungen an Angeſtellte (auf Grund des 
Geſetzes vom 8. April 1927) 55 Mill., für das Heilverfahren rund 
17, Mill. (6,12 v. H. der Beitragseinnahmen), für Verwaltungs- 
koſten rund 9,6 Mill. (3,4 v. 5. der Beitragseinnahmen), für 
Sonſtiges rund 5,8 Mill. M., insgeſamt alſo rund 141 Mill. M. 


Die Beitragsein nahmen find ebenfalls, jedoch weit 
weniger als im Vorjahre geſtiegen. Sie beliefen ſich auf rund 
280 Mill. M. (gegen rund 245,7 Mill. im Vorjahre und rund 
188,7 Mill. im Jahre 1925). Zuzüglich der weiteren Einnahmen 
aus Dermögenszinfen uſw. ergab ſich eine Geſamteinnahme von rund 
340,6 Mill. m. Hiernach konnten alſo Rücklagen in Höhe von rund 
199,6 Mill. m. (im Vorjahre rund 207,4 Mill. M.) gemacht werden. 

Das Vermögen der Reichsverſicherungsanſtalt iſt (von rund 
555 Mill.) auf rund 752,6 Mill. M. geſtiegen. Die Fahl der Der- 
ſicherten wird auf 3.12 Mill. (gegen 2,8 Mill. im Vorjahre) 
geſchätzt. Gertrud Israel. 


Aus der Arbeit der R. f. 5. 


Am 5. und 6. Juni hat in Berlin in den Räumen der Zentral- 
leitung der Keichszentrale für Zeimatdienſt eine Konferenz mit 
den Landesabteilungsleitern der Reichszentrale für 


Der Heimatdienſt 
: 


Heimatdienſt aus dem Reiche ftattgefunden. In dieſer Konferenz 
wurden die Fragen der praktiſchen Arbeit im großen Suſammenhang 
beſprochen, es wurden die gegenſeitigen Erfahrungen ausgetauſcht 
und neue Kehren für die künftige Arbeit daraus abgeleitet. Im 
beſonderen wurden Referate erſtattet über den Weiterausbau der 
Dertrauensmännerorganifation, die Ausgeſtaltung des Vortrags; 
weſens und des Lichtbildweſens, die nächſten Pläne der literariſchen 
Aufklärung und die Zufammenarbeit mit den freien Organiſationen 
des Volks⸗ und Staatslebens. Die Tagung nahm einen erfreulichen 
Verlauf und hat ſicher für die künftige Arbeit neue wertvolle An 
regungen und Antriebe gezeitigt. 


25 Jahre Reichsarbeitsblatt. 


Vor kurzem konnte das Reichsarbeitsblatt feinen 25. Geburts- 
tag feiern. Sein erſtes Heft wurde am 21. April 1905 ausgegeben 
als eine „Sammlung, Zuſammenſtellung und periodiſche Veröffent- 
lichung arbeitsſtatiſtiſcher Daten oder ſonſtiger für die Arbeits⸗ 
verhältniſſe bedeutſamer Mitteilungen“. Die Schriftleitung lag da⸗ 
mals bei der Sentralſtelle der deutſchen Arbeiterſtatiſtik beim 
Kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amt. dort blieb ſie angegliedert, bis in 
eu Nachkriegszeit im Bereich des Reichsarbeitsminifteriums das 

samt für Arbeitsvermittlung gegründet wurde, das mit der 
arbeitsſtatiſtiſchen Abteilung des Statiſtiſchen Reichsamts auch die 
1020 fange des Neichsarbeitsblattes übernahm. Am 11. Oktober 
Rei en das Reichsarbeitsblatt erſtmalig als Amtsblatt des 
Ar arbeitsminiſteriums und des ſpäter zur Reichsarbeitsverwal⸗ 
a : umgewandelten Reichsamtes für Arbeitsvermittlung. Don nun 
übe rat der ſtatiſtiſche Teil zurück. Die Schriftleitung ging dazu 
125 die Spalten des Blattes auch den Aufſätzen freier Mitarbeiter 
1 öffnen. Don Januar 1925 an wurde außerdem der nichtamtliche 
1er dritten Monatsnummer ausſchließlich den Fragen des 
rbeiterſchutzes, vor allem der Unfallverhütung und der Gewerbe⸗ 
AYgiene gewidmet. Am 15. Auguſt 1927 ging das Reichsarbeits⸗ 
art ſodann von der Reichsarbeitsverwaltung, die in der Reichs 
uſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung aufge⸗ 
gangen war, auf das Reichsarbeitsminiſterium über, blieb jedoch 


gleichzeitig auch Amtsblatt der neuen Reichsanſtalt. Am 1. Januar 
1928 traten zu den offiziellen Trägern des Keichsarbeitsblattes noch 
die Keichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte und das Reichsverſiche⸗ 
rungsamt hinzu, jo. daß nunmehr das Keichsarbeitsblatt ein ein⸗ 
erste amtliches Organ für die geſamte deutſche Sozialpolitik 
darſtellt. 

In der Geſchichte des Reichsarbeitsblattes ſpiegelt ſich die Ent⸗ 
wicklung der deutſchen Sozialpolitik in den letzten 25 Jahren. Es 
lag ſomit nahe, in dem Jubiläumsheft einen Überblick über die 
Leiſtungen der amtlichen wie der freien, der deutſchen wie der inter⸗ 
nationalen Sozialpolitik zu bieten. Oberregierungsrat Dr. Wende, 
der ausgezeichnete gegenwärtige Schriftleiter des Reichsarbeitsblattes, 
hat hierfür namhafte Mitarbeiter zu gewinnen vermocht. Die lei⸗ 
tenden Gedanken der deutſchen ſozialpolitiſchen Entwicklung werden 
in einem Beitrage des Keichsarbeitsminiſters Dr. Brauns dar⸗ 
geſtellt. Staatsſekretär Dr. Geib behandelt im Anſchluß hieran die 
Organiſationsgeſchichte des Reichsarbeitsminiſteriums. Mit dem 
Werdegang der internationalen Sozialpolitik beſchäftigt ſich der 
Direktor des Internationalen Arbeitsamtes, Albert Thomas, wäh⸗ 
rend der Vorſſtzende der Geſellſchaft für foziale Reform, Präſident 
von Noſtitz, die Bedeutung der freien Sozialpolitik würdigt. Die 
Stellung der Arbeitgeberverbände und der Gewerkſchaften zur Sozial⸗ 
politik im allgemeinen und zu einzelnen ſozialpolitiſchen Fragen im 
beſonderen wird von hervorragenden Führern dieſer Organiſationen 
geſchildert. Schließlich wird in zahlreichen Beiträgen von leitenden 
Beamten des Miniſteriums und der ihm nachgeordneten Behörden die 
Entwicklung auf den verſchiedenen Gebieten der Sozialpolitik dar⸗ 
geſtellt. Im einzelnen werden behandelt: Arbeitsmarktpolitik und 
Arbeitsloſenverſicherung, Betriebsdemokratie und Arbeitsgeſetzbuch, 
Sozialverſicherung und Geſundheitsfürſorge, Wohlfahrtspflege und 
Derjorgung der Uriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen, 
Wohnungs- und Siedlungsweſen. Das Jubiläumsheft bietet einen 
ausgezeichneten Überblick über die Entwicklung und den heutigen 
Stand der Sozialpolitik. Es erbringt zugleich den Beweis, daß 


das Reichsarbeitsblatt feines reichen amtlichen und nichtamtlichen 
Inhalts wegen für jeden ſozialpolitiſch Tätigen . iſt. 
a u. 


Osnabr U CK / Von Ludwig Heilbronn. 


ift eine ebenſo merkwürdige 
wie unbeſtreitbare Tat⸗ 
ſache, daß ſehr weite Kreife 
in unſerem deutſchen 
Daterlande nicht recht wiſ⸗ 
ſen, wo Osnabrück liegt, 
wie groß es iſt, ob es 
eine ſehr ſehenswürdige 
Siedlung iſt uſw. Die 
einen meinen, es läge 
in Weſtfalen, die anderen 
rechnen es der Provinz 
Hannover zu, die meiſten 
meinen, daß es ein Städt⸗ 
chen von 50 000-40 000 
Einwohnern ſei. In der 
Tat zählt Osnabrück mehr 
als 95 000 Einwohner und 
wird vorausſichtlich in ab⸗ 
ſehbarer Zeit „Großſtadt“ 
werden, was es ſchon längſt 
iſt. Hätte man in Osna⸗ 
ſchon längſt ein ſo rühriges und verſtändnisvoll arbeitendes 


brück 
Verkehrsamt wie jetzt gehabt, von Dr. Hugle geleitet, dann wären 


ſolche elementaren Irrtümer, wie die oben⸗ 
genannten, nicht möglich geweſen. 
de Die Gründung Osnabrüds geht auf Karl 
al netoßen zurüd, der 785 das Bistum 
Pa ndete. Die daraufhin entitehende Sied⸗ 
Se aape von Kaifer Arnulf 888 zur 
sr erhoben. Osnabrück trat der Hanfa 
Pla und wurde einer der bedeutendſten 
3 tze im Nordweſten. Bekannt iſt es u. a. 
ſchluß durch den weſtfäliſchen Friedens⸗ 
Ei uß (Osnabrück und Mlüniter 1648). 
ne Eigentümlichkeit iſt durch die Tatſache 
Feten, daß das Haus Braunſchweig⸗Lüne⸗ 
e das Recht erhielt, das Bistum Osna⸗ 
beſ abwechſelnd mit dem Domkapital zu 
3 etzen. Auf dieſe Weiſe wechſelte ein 
zraunſchweig⸗Lüneburgiſcher Prinz mit 
einem katholiſchen Biſchof ab. 


Nings um den alten Markt 


Osnabrück iſt die Stadt 
Juſtus Möfers, der 1720 
geboren wurde und 1790 
ſtarb und in der Marien⸗ 
kirche beigeſetzt wurde. Die⸗ 
ſer ausgezeichnete Mann, 
der ſich der Bewunderung 
eines Goethe erfreute, iſt 
bekannt durch feine „Patri⸗ 
otiſchen Phantaſien“ ein auch 
heute noch ſehr leſenswertes 
und beachtenswertes Buch. 

Miquel, der ſpätere preu⸗ 
ßiſche Finanzminiſter, war 
zweimal Bürgermeiſter von 
Osnabrück. Einer ſeiner 
berühmten Vorgänger war 
Stüve, der ſpätere han- 
noverſche Miniſter. 

Osnabrück hat im Laufe 
der letzten Jahre viel nach⸗ 
geholt, was es früher ver⸗ 
ſäumt hat. Es trägt den neuzeitlichen Erforderniſſen vor allem auf 
dem Gebiet des Verkehrs Rechnung, der ſtetig und unaufhaltſam 
wächſt, dabei aber auch durchaus berück⸗ 
ſichtigt, daß das gute Alte, das der Stadt 
Eigenart und Charakter verleiht, erhalten 
bleibt, ſoweit es irgend möglich iſt. Ein⸗ 
mal gemachte Sünden laſſen ſich nicht wieder 
gutmachen, aber es iſt ſchon viel gewonnen, 
daß man beſtehendes Erhaltenswertes ſorg⸗ 
ſam behandelt. Auf dieſe Weiſe iſt ein 
Stadtbild in Osnabrüd entſtanden, das 
jeden Beſchauer mit Freude erfüllt und 
jeden, der jetzt erſt dieſe Stadt kennenlernt, 
mit Bedauern erfüllt, daß er nicht ſchon 
längſt den Weg zu dieſem Kleinod Nieder— 
ſachſens gefunden hat. 

Das alte Rathaus mit feinem Friedens- 
ſaal, die ehrwürdige Marienkirche und der 
uralte Dom, die bochragende Katharinen- 
kirche, die Johanniskirche ſind ehrwürdige 
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Zwiſchen alten Gaſſen reizvolle Winkel 
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Seichen aus alter Zeit, wie auch die maſſigen, trutzigen Türme, die einſt 
Teile der Stadtbefeſtigungen bildeten, wie die Ditifchanze, der Bucksturm, 
der Bürgergehorſamturm. Ganze Häuſerreihen mit alten Renaifjance- 
giebeln, verſehen mit herrlichem Schnitzwerk, farbige Häuſerfaſſaden 
in geſchmackvoller Abtönung, höchſt bemerkenswerte Einzelhäuſer, 
alte Pratrizierhäuſer, der aus der Empirezeit ſtammende, ſehr ſtatt⸗ 
liche und ſehr einheitliche Bau der Hirſchapotheke, der Bau des 
Stadttheaters vervollſtändigen das feſſelnde Geſamtbild. 

Kulturelle Beſtrebungen haben von jeher in Osnabrück einen 
guten Boden gefunden. Osnabrück iſt eine alte Theaterſtadt, in der 
eine Perſönlichkeit wie Lortzing tätig war, und von wo aus be⸗ 
rühmte Darſteller wie Max Grube, Friedrich Holthaus ihren 
künſtleriſchen Aufſtieg nahmen. Das Muſikleben, Vorträge, 
die Einrichtungen der Dolkshochſchule u. a. m. forgen für 
weitere Anregung. Berühmt iſt das Osnabrücker Ratsſilber, 


deſſen Hauptſtück, der Kaiſerpokal, ein herrliches, aus dem 12. oder 
15. Jahrhundert ſtammendes Werk iſt, ſowie der Domſchatz. Das 
Jahrhundert 


aus dem 12. ſtammende Schloß umfaßt eine 


ſehr bedeutende Gebäude⸗ 


Bien: 


Altes Nathaus mit Friedensſaal 


. 


Patrizierhaus 


gruppe. Es wird neuen repräſentativen und kulturellen Zwecken 
dienſtbar gemacht, nachdem es einem Umbau unterzogen wird. 
Neuzeitliche Siedlungen verleihen einigen Stadtteilen in beſonderem 
Maße ein im beſten Sinne des Wortes modernes Gepräge. 
Wundervolle Promenaden, prachtvolle Alleen, Gärten durch- 
ziehen die Stadt, die zwiſchen dem Wiehengebirge und Ausläufern 
des Teutoburger Waldes belegen iſt. Die nähere und weitere Um⸗ 
gebung OGsnabrücks bietet des Schönen und Guten unendlich viel. 
Don beſonderem Reiz find die zahlloſen Einzelſiedlungen, die 
charakteriſtiſchen Fachwerkgebäude der Bauernhäufer, der anmutige 
Wechſel von Berg und Tal, von Wald und Beide. Alte Edelſitze, 
wie die Schelenburg, die Ledenburg, Schloß Gesmold, Loxten, 


Schloß Barenau, mächtige Hünengräber vervollſtändigen das Bild, 
das ſich dem entzückenden Beſchauer auftut. — Das urarlte Bergneſt 
Tecklenburg, das reizvolle Iburg, der bekannte Badeort Rothenfelde, Bad 
Eſſen und Schledehauſen, um nur einiges herauszugreifeu, find befonders 
charakteriſtiſch für das Osnabrücker Land, das ſich zweifellos zu den ſchön⸗ 
ſten Gegenden des deutſchen 

Vaterlandes 


rechnen darf. 


Tor eines Patrizierhauſes 


Dr. Walther Rothschild, Berlin- Grunewald 


Europäische 
Gespräche 


Monatshefte für Auswärtige Politik 
Herausgegeben von 
A. Mendelssohn Bartholdy 


Halbjährlich NM. 12.— 


Aus dem Inhalt des letzten Heftes: 
AUFSÄTZE: 


Deutschland und der Waffenhandel nach China 
Panamerikanismus von 1928. Von Alfred Vagts 


BEKENNTNISSE UND BEGEBENHEITEN: 


Zum 10. Mai 1928 / Das Ideal des Diplomaten / 

Secret Diplomacy / Die Schweiz im Kriege / In 

memoriam: Herbert H. Asquith — Carl Max Lich- 
nowsky 


Deuisch-Französische 
Rundschau 


Monaisschrift der Deutsch-FranzösischenGesellschaft 


Herausgegeben von 


Otto Grautoff, Heinrich Eduard Jacob, 
Rudolf Meerwarth, Fritz Norden, Edgar 
Stern-Rubartı und Maurice Boucher, 
Edmond Jaloux, Henri Lichtenberger. 


Halbjährlich M. 10.— 
Aus dem Inhalt des letzten Heftes: 


Heinrich Eduard Jacob, Die Begegnung in Cannes / 
Edgar Stern-Rubarth, Das Ergebnis der franzö- 
sischen Wahlen / Jean Giraudoux, Der erste un- 
terzeichnete Traum / L&on J. Springer, Dekobra 
und Genossen / Fritz Norden, Deutsch-französi- 
sche Rechtsgemeinschaft / Deutsch-französischer 
Austausch / Alexander Gutfeld, Die französische 
Wirtschaft im April 1928 / Otto Forst, Francois 
de Curel f. / Fritz Neugass, Dürer in Paris / 
Zeitschriftenschau. 


AusführlicheProspekte zuDiensten 
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Als Jeſiſchrift zur Grundfteinlegung des Erweiterungs⸗ 
baues der Reichskanzlei 


Soeben erſchienen: 


Zur Geſchichte des Reichskanzler⸗ 
palais und der Reichskanzlei 


Herausgegeben vom Staatsſekretär der Reichskanzlei 
Dr. Pünder 


Herr Reichskanzler Dr. Marz ſchrieb dazu das Vorwort: 


„Ein Haus, das in Schickſalsſtunden der Nation Schauplatz 
entſcheidender Vorgänge geweſen iſt, gehört zum geſchicht⸗ 
lichen Beſitz des ganzen Volkes. Ser Augenblick, in dem 
der lange erwogene Entſchluß verwirklicht wird, dieſem Haus 


einen neuen Bau anzugliedern, mahnt zum Rüdblid und 
Ausblick.“ 


Mannigfache unbenutzte Akten und Quellen ſind herangezogen. 
Jeder Teil iſt reich illuſtriert. Wertvolle alte Stiche und 
nde ſind wiedergegeben. Sämtliche Reichskanzler und 
aatsſekretäre erſcheinen im Bilde, und eine Fülle neuer 
808 ee aus dem Keichskanzlerpalais zeigen den gegen- 
8 tigen Zuſtand des ſchönen alten Hauſes. 
d as Buch mit ſeinem reichen, gediegenen Inhalt ſprengt 
Gru Rahmen einer Gelegenheits- und Feſtſchrift; denn die 
Ecſchloſteinlegung iſt tatfächlich nur der äußere Anlaß feines 
rſcheinens. Weſentlicher ift, daß 50 Fahre deutsche Ge- 
chichte vom Reichskanzler Bismarck eingeleitet, ſich in den 
aumen dieſes Palais abgeſpielt haben. 


der Preis betrügt m. 7.50 in Ballonleinen gebunden 
Durch jede Buchhandlung zu beziehen 


Zeuktalverlug G. m. b. h., Berlin I 35, Botsdameritt. 41 


direkt vom 
Weingut Geschwister Strub 
Nierstein am Rhein 
Verlangen Sie sofort Preisliste b. 


„BACCHUS“ 
WEIN- 


1 SCHRÄNKE 
PREISLISTE 
GRATIS 
JOH. NIC 
DEHLER 
COBURG 14 


} J Billige 
N Haus- 
GEBIRGSLANDSCHAFTEN wäsche! 


0 en ÜBER BORD kommen 
KUNSTVERIAG LUDWIG MÖLLER, LÜBECK ca. 18000 neue weiße 
nn ein ME HLS AC KE für Stück 

8 PFENNIG, weil un- 
gebleicht geliefert. 

Die Säcke sind ungenäht, 
nicht abgeschnitten, ohne 
Naht, Schrift- und Farbauf- 
druck und eignen sich vor- 
züglich für Leib- und 
Haushaltswäsche, Laken, 
Zuggardinen usw. Vers. bis 
1.7.28, nieht unt.6—12 Stck, 
30 Stek. portofrei unt. Nach- 
nahme, Verpackg. frei. 1a 
Qual. Garantie-Rücknahme 
NORDD. EXPORTHAUS, 

Inh. Wilh. Harries, 

Bremen B 1. Hemmstr. 156 


1145 In 6. Auflage erschien: 

AS MOTORRAD 

15 25 C. W. Vogelsang. Geb. 3.50 M. 
erlag Volckmann. Berlin-Charlottenhurg 2 


Die Qualltätsmarkel Hund. Its Preise. 
Das bekannte zuverl. Gebrauchsrad Marke 
Stern, Modeli5, hergestellt aus bestem 
Material, m. modernst. Rahmenbau, m. 
Goldunlen abges ‚mit 5 Jahren 
:8M. 


Garantien. Dr pie 
Vers. überallhin. Zahlungserl. 
Verlangen Sie Katalog gratis u. iranko, 
auch über Sprechmaschin ‚Musikinstrum., 
Uhren, Goldwaren, Wirtschaftsart. 


Ernst Madınow Fee, 


Größt. Fahrradhaus Deutschl, 


as. “ie 


Sate 


klebt, le nl. Nctiel Alles 


u 
mit! 


Vesiergaards Gesellschaftsreisen 


Sonder-Angebot 
27. Juni bis 3. Juli 
Einwöchentliche Reise 


nach Kurhaus Binz 


dem vornehmsten und besten Hotel auf Rügen 


75 Hk. 


In diesem Preise sind mit inbegriffen: 


Eisenbahnfahrt 3. Kl. Berlin—Stettin (D-Zug) und 
Stettin—Berlin / Dampferfahrt Stettin Swinemünde 
Heringsdorf Zinnowitz — Sellin Binz und zurück / 
Zimmer und erstklassige Verpflegung im Hotel Kurhaus- 
Kaiserhof Binz / Sämtliche Bedienungs- und Trinkgelder 


Dieselbe Reise von Stettin bis Stettin 
12 Mark weniger 
Für Teilnehmer, die sich unabhängig von der gemein- 
samen Hin- und Rückreise nach Binz begeben, ebenso 
für Gäste, welche die Eisenbahn über Stralsund benutzen 
wollen, kostet die Reise 15 Mark mehr. 


PROGRAMM 
der Erbolungsreise nach Kurbaus Binz 
Mittwoch, den 27. Juni Hinreise: 8 Uhr morgens: Treffpunkt 


Berlin, Stettiner Bahnhof, Warte- 
saal 2. Klasse. Die Wagen für die Teilnehmer unserer Binzreise sind 
reserviert und durch Plakate „Oestergaards Gesellschaftsreisen“ kennt- 
lich. Abfahrt des D-Zuges 8,35 Uhr. Fahrtdauer 2 Stunden, Ankunft 
in Stettin 10,31 Uhr. Die Teilnehmer begeben sich am Bollwerk ent- 
lang zur Anlegestelle Hakenterrasse des Dampfers „Rugard der Stet- 
tiner Dampfschiffabrts-Cesellschaft J. F. Braeunlich, Abfahrt des Dampfers 
von Stettin um 11,00 Uhr, Ankunft Swinemünde 14,00 Uhr. Abfahrt 
Swinemünde 14,10 Uhr, Ankunft Heringsdorf 14,40 Uhr. Abfahrt Herings- 
dorf 14,50 Uhr, Ankunft Zinnowitz 16,00 Uhr, Abfahrt Zinnowitz 
16,10 Uhr, Ankunft Sellin 18,15 Uhr, Abfahrt Sellin 18,25 Uhr, Ankunft 


in Binz 19 Uhr. 

Rückreise: Abfahrt des Dampfers 6,40 Uhr 
Dienstag, den 3 Juli morgens, Ankunft in Sellin 7,05 Uhr, Ab- 
fahrt Sellin 7,15 Uhr, Ankunft Zinnowitz 9,20 Uhr, Abfahrt Zinnowitz 
9,30 Uhr, Ankunft Heringsdorf 10,40 Uhr, Abfahrt Heringsdorf 10,45 Uhr, 
Ankunft Swinemünde 11,15 Uhr, Abfahrt Swinemünde 11,30 Uhr, An 
kunft Stettin 15,00 Uhr, Abfahrt Stettin (Eil-Zug) 15,45 Uhr, Ankunft 


Berlin Stettiner Bahnhof 18,27 Uhr. 
Jeder Teilnehmer erhält ein Kuponheft, enthaltend 
Kuponheite die Kupons für Eisenbahn- und Dampferfahrten, 


Brückengeld, Pension usw. 


Unterkunft und Verpflegung 


Die Teilnehmer erhalten je 
nach Wunsch Einzel- oder 
Doppelzimmer im Hotel Kurhaus-Kaiserhof Binz. Auf der Hinreise 


wird das Mittagessen auf dem Dampfer eingenommen. Für die Rück- 
reise werden den Teilnehmern Eßpakete aus der Küche des Kurhauses 
Binz mitgegeben. Die Verpflegung besteht aus der bekannten erst- 
klassigen Pension des Kurhauses: Komplettes Frühstück, Mittag- und 
Abendessen. Die Mahlzeiten werden nach Belieben an Einzeltischen 
eingenommen. 


Dam fer Die Dampferfahrt von Stettin nach Binz und zurück 
pier nadet auf dem großen Doppelschrauben- und Postdampfer 
„Rugard‘ der Stettiner Dampfschiffahrte Gesellsch. J. F. Braeunlich statt. 
Der Dampfer „Rugard‘“, im Jahre 1927 erbaut, ist das größte und 
modernste Schiff der Reederei Braeunlich und übertrifft die Schiffe 
„Odin“ und „Hertha“ an eleganter Einrichtung. Großes Promenaden- 
deck, Hauptdeck, Damensalons, Speisesalons, Rauchsalons usw. Funk- 
telegraphie an Bord, 


ANMELDESCHEIN 
An den „HEIMATDIENST“, Anzeigen-Verwaltung, 
Berlin W 35, Potsdamer Str. 41. 


Ich ersuche um gefl. Zusendung von Kuponheften für die ein- 
wöchentliche Reise nach KURHAUS BINZ vom 27. Juni bis 3. Juli. 
Den Betrag von RM. 75,— bitte durch Nachnahme zu erheben. 


Ort u. Straße: 
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3 — 
Geſchaftliche Mitteilungen 3 15 
Beachten Sie das umftehende Inſerat „Einwöchige Reife nach Kurhaus 
Binz“. Wir haben uns ſelbſt überzeugt, daß der Preis von 75,— M. 
einſchl. erſtklaſſiger Verpflegung uſw. außerordentlich billig iſt. An⸗ 


= 
meldungen zu diefer Reife, die wir wirklich empfehlen können, richte 
man an die Anzeigen⸗Verwaltung des Heimatdienſtes, Berlin W 35, 
Potsdamer Straße 41 


(Rechtslexikon in losen Blättern) 


„Adresser fur 20.75 IM. 


macht das langweilige Adressenschreiben durch hochbezahlte Angestellte über- 

flüssig. Eine billige Hilfskraft druckt in der Stunde bis 500 verschiedene Adressen 

auf Kuverts, Briefbogen oder Streifbänder. Der 5 kann jahrelang für 

Tausende von Verviolfältigungen benutzt werden. Er ist infolge seines Preises 

für Behörden, Vereine und Kaufleute unbedingt rentabel und zuverlässig. 

Prospekte, Druckproben und Muster versendet ERNST HORN, SPANDAU, 
CHAMISSOSTRASSE 35 


Herausgegeben von Rechtsanwalt Dr. Paul Posener. 


Das Juristische Zentralarchiv erscheint monatlich 
zweimal in Heften auf 32 am linken Rande per- 
forierten Blatt und stellt einen Codex des geltenden 
Rechts dar. 


Qualliätszigarr. /Zigarillos;Stumpen DEUTSCHER WEIN 
(Rein Übersee) zum konkur- ab M. 1,10 per Fl., fern, Rot- 
renzl. Preise v. 4, 5, 6, 7, 8, 10, Selbst Are reren u. Südweine sow. Spirituos. 
92 En Pig. en N Kl Biest — W. Schmltgen, 
7 ER „ 
garren- u. Tabakfab, Dahme I BISD ß en 5 
(Mark). Von 20Rm. Br Bi 
C "| in 2—3 Monaten. Korrekt Er 
Rippentebak gratis. nach Noten, jedoch fabel- 
haft leichte Erlernung. 


selbst zu 
brauen mit 


Abonnement A: einschließlich kostenloser Aus- 


Nähmaschinen | sine "singen Musikers 2 Hauben, kunftsertellung monatlich Mk. 10.—, bei Vorein- 
fast neu, 30,— M. an,| Prospekt Nr. R_ 8 sofori en sendung für ein Vierteljahr Mk. 27.50. 
5 Jahre Garantie, Ka-] Kostenlos durch Technika. kochen, Mis. 


talog gratis. Näh- 
maschinenhaus Müller, 
Berlin 10, StralauerStr.39 


Gratis 


erhält jeder Käufer 


lingen aus- 


Verlag, Lörrach (Baden). 
geschl. Gar. 
rein bay. 


Stottern En m 


8 h: t) hei 8 Hopfen. Packung für 25 Liter 
ge, Denhardts Ansialt, | DON oder dunkel. M. 1.4. 
Eisenach, Th., Prosp. frei | Eckhardt, Augsburg II, 


Ravensburger Str, 12/79 
VC 
1 aupt- oder Barthaare er- 1 
meiner Gentleman⸗Aus⸗ halten in ganz kurzer Zeit KASE, A 
rüſtung zwecks Bargeld⸗ ihre Naturfarbe bestimmt 9 Pid. rote Kugelkäse N. 3,80 
beſchaffung ein ohne Haarfarbe waschechte 1 g 0 


h 9 „ Tafelkäse,Stan. „ 4 
wieder durch meinen ab. 9 „ Milsiterformkäse, 3,60 


solut unschädlichen Haar- | „ 

Opernglas Regenerator Dr. Hummlet, Senna BERNER 15 

N Flasche Mk. 3. Doppel- Nichtgefl. tbr 5 
Herrliche Fernſicht, bril⸗ | flasche Mk. 4,75. IM. Preis- 
6 Ui; „gi, EILNS| Käseschmelzwerk, 
durch Mitteltrieb für] Altiance-Str. 32. Gegr. 1884 Freiburg/Eihe 224. 
jedes Auge einſtellbar. 
Die Gentleman⸗Aus⸗ 


Pers 1 Fort mit Giften und schädlichen Arzneiem bei: 
Eu 
Rheumatismus 2 rale“ Noyaschns; 


14 kar. pl. 5 
ob. guillochiert, 1 eleg. 2 unden auch Sie bel älteren harinä: 
ekigen Leiden dureh 
Drepbleifift ebenfalls Hilfe mein neues, schnell 4 8 eier 
ſchwarz guillochiert, 2 Sehmerxen verschwinden Innerhalb weniger Minuten. 
paſſende Clips, 2 Erſatz⸗ Man darf wohl sagen, daß bei dem hochentwickelten Stande der mo- 
oldfedern 14 kar. pl. u. dernen Wissenschaft Dutzende von Remidien für ein körperliches Lelden 
9K eſerbe minen für den zur Verfügung stehen, insbesondere gegen Rheumatismus. Aber man 


Abonnement B: ohne Auskunftserteilung monat- 
lich Mk. 5.—. 


VERLAG FICHTNER & Co., Abt. H. 
Berlin W 30, Nollendorfstraße 21a 


sı T 
nehmen Sie bei Ihren 
Anfragen und Bestel- 
lungen Bezug auf den 
„Heimatdienst“ 


Abessinierbrunnen KREMP- 
Suhl 
scibet autsıc. JAGDGLÄSER 


len. Manschet- 6 32 Rm. 75 8 
. 75,—, 8 26 Rm. 
ten u. Klappen 65.—, 624 Rm. 60,—. 


sow. sämtliche LI i 
Ersatzteile, für iste frei. Kremp, Wetzlar 8 


alle Pumpen 

555 P 1 A N 0 8 

lieferbar. HARMONIUMS, neue, ge- 

Illustrierte Preisliste gratis.] brauchte, ohne Anzahlung. 

A. Schepmann, Pumpen- | APOLLO-MUSIKHANDEL 

fabrik, Berlin N 300, Chaus- Berlin N24, Friedrichstr. 114 
seestraße 88 (Oranienburger Tor) 


Feinstes Tafel - Pilaumenmus 


wird bei genauer Prüfung finden, daß auch in dieser Hinsicht das uralte 1 
Drehbleiſtift. Das ganze Sprichwort zutrifft: „Es ist nicht alles Gold, was glänzt.“ Mit Recht Garant. zein, ede e Dankschr. 
in hochfeinem Etui ſtatt bringt deshalb das Publikum nur solehen Hellmittein Vertrauen 10-Pfund-Posteimer x 60 RM 

1.75 entgegen, die sich in der Praxis nach jeder Richtung bewährt haben. 25-Pfund-Bahneimer. . ... 3 * Y 

RM. 8.— nur RM. A. Mein Spexlalmittel ist frei von Giſten und hinterläßt keine schäd- &0-Pfund-Emaille-Eimer (prkt 
und 25 Pfg. Porto bei lichen Nachwirkungen. Ia Speise Siru rn 
Einzahlung auf Poſt⸗ Aus meinen zahlreichen Anerkennungsschreiben lesen wir bei- 10-Pfund- Posteimer p 

spielsweise: Teile Ihnen ergebenst mit, daß mir Ihr Spezialmittel nach Tatel-Senfzu: k 8 
ſcheckkonto Magdeburg zweitägigem Gebrauch alle Sehmerzen beseitigt hat, trotzdem ich an Die 8-Pfund-Postd. zurken 
10187, Bei jeder Sen⸗ Ischias seit 1920 leide. Ich danke Ihnen recht herzlich dafür und habe F >. Ze 2 IK exe 


Ab hier, unter Nachnahme 
Fritz Kleine, Magdeburg-Fr. 286 


Feuers pressen 


es in meiner Umgebung allen Rheuma- und Gichtkranken empfohlen. 
Meine Kapseln sind leicht und angenehm einzunehmen. Langwierige, 
meist zwecklose Tee- und Einreibekuren siud daher nicht mehr nötig. 
Meine grosse Garantie! Sie erhalten den vollen Betrag zurück, wenn 
Sie bei Anwendung meines Spezialmittels keinen Erfolg erzielen. 
Preis Rm. 6,—. Versand gegen Nachn. durch meine Apotheke. Prosp. kostenl. 


W.Stannius, Hamburg (}]}) dr. Bleichen 31 


(Kaufmannshaus) 
Tausenden ist geholfen; wir helfen auch Ihnen! 


dung obiges Opernglas 


gratis. 


Nachnahme 50 pfg. mehr. 

Deutliche Adreſſe erbeten. 

Garantie: Rücknahme, 
wenn unzufrieden. 


Walter Noske, 
Bernburg a. S. 31. 


auch in hartnäckigsten Fällen, beseitigt man 
unt. Garant. m., Pigmat“. Wirkung unerreicht. 
wo anderes erfolg! os bleibt. Preis M. 4. 80. 
Vertand geg. Nachn. durch die alleinige Herstellerin 


| Sehrüder-Schenke, Berlin W163, Potsdamer Sir. 26 b 


Hochdruck-Schnecken- . = 
Rippenrohr mit Schräglage MW / A 


Etwa 15% Kohlenersparnis 
erzielen Sie durch den 


Liesko-Schnecken -Rippen - N 2 * A 

rohr-Ekonomiser ABT.3 EKONOMISERBAU 
In Jahresfrist über 18 000 qm ausgeführt und in Sohneckenrippenrohr. Länge 2115 mm, Heizfläche pro Rohr 6 qm, mit 110 Rippen. 
Auftrag. Angebote kostenlos u. unverbindlich. FRANZ. PAT. Mf. 605569 ENGL. PAT. NR. 249432 ITAL. PAT. NR. 239274 


N 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: Ministerialrat Dr. Strahl, Berlin. — 
200 i 124 
Für den Anzeigenteil: A. Sohnrey, Berlin-Steglitz. — Uffſetdruck: W. Bürenflein, Berlin SID 48, 


